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1 Einleitung 

Obwohl der Bürgermeister nicht das Hauptorgan einer Gemeinde bildet, 

kommt ihm durchaus eine gehobene Stellung zu, indem er für den Vollzug 

der Beschlüsse des Gemeinderates und der Leitung der Gemeindeverwal-

tung verantwortlich ist. Als kommunaler Wahlbeamter wird der Bürger-

meister von den Bürgern der Gemeinde für eine bestimmte Amtszeit direkt 

gewählt. Dabei werden, außer dem passiven Wahlrecht, keine Vorausset-

zungen an das Bürgermeisteramt gestellt. Der hierbei annehmbaren At-

traktivität des Bürgermeisteramtes steht allerdings die Möglichkeit einer 

vorzeitigen Abwahl entgegen, sodass der Bürgermeister bereits vor Ablauf 

seiner Amtszeit aus seinem Amt scheiden würde. Eine solche Abwahl-

möglichkeit kann u. U. ebenfalls zu einer gewissen Unsicherheit für den 

Amtsinhaber führen. Ergänzend muss jedoch klargestellt werden, dass der 

Begriff „Abwahl“ in der folgenden Arbeit nicht im Sinne einer erfolglosen 

Wiederwahl zu verstehen ist. 

Da im Rahmen der Gesetzgebungskompetenz das Kommunalrecht in der 

ausschließlichen Länderzuständigkeit liegt, können die Abwahlregelungen 

der einzelnen Bundesländer voneinander abweichen. Die vorliegende Ar-

beit umfasst folglich eine Untersuchung, wie verschieden die Bundeslän-

der von ihrer Gesetzgebungskompetenz hinsichtlich der Abwahl Gebrauch 

gemacht haben. Dabei beschränkt sich der rechtliche Vergleich der Ab-

wahlregelungen auf die fünf ostdeutschen Bundesländer Sachsen, Bran-

denburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern. 

Mit dem Vergleich der rechtlichen Regelungen soll gleichzeitig auf eine 

mögliche Optimierung der gesetzlichen Grundlage zur Abwahl in Sachsen 

abgezielt werden. Angesichts dessen bildet Sachsen den Schwerpunkt 

dieser Arbeit und wird dementsprechend ausführlicher betrachtet. Dage-

gen findet in der weiteren Vorgehensweise eine Gegenüberstellung der 

jeweiligen Rechtslage der anderen Bundesländer mit Sachsen statt. Aus-

gehend von den sächsischen Vorschriften zur Abwahl, werden dabei le-

diglich die Abweichungen dargestellt. 

Im Hinblick auf die Kriterien, anhand derer ein rechtlicher Vergleich erfol-

gen kann, wird bei der Darstellung der Rechtslage eines jeden Bundes-
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landes eine Gliederung in kommunalrechtliche Voraussetzungen und be-

amtenrechtliche Konsequenzen vorgenommen. Während die kommunal-

rechtlichen Voraussetzungen allgemeiner Natur sind, werden die beam-

tenrechtlichen Konsequenzen auf solche beschränkt, die sich ausschließ-

lich für den abgewählten Bürgermeister und nur bis zum Ablauf seiner 

Amtszeit ergeben. 

Des Weiteren soll bei der einzelnen Betrachtung der kommunalrechtlichen 

Voraussetzungen sowie der beamtenrechtlichen Konsequenzen eine Dif-

fenzierung von haupt- und ehrenamtlichen Bürgermeistern erfolgen. Vor 

dem Hintergrund, dass der Bürgermeister in manchen Gemeinden auch 

als Oberbürgermeister bezeichnet wird, beihaltet der Bürgermeisterbegriff 

in der vorliegenden Arbeit ebenso den des Oberbürgermeisters. Abzu-

grenzen ist an dieser Stelle allerdings, dass mit dem Bürgermeisterbegriff 

keine Beigeordneten bzw. stellvertretenden Bürgermeister gemeint sind. 

Weiterhin umfasst der Begriff des Bürgermeisters lediglich den Amtsinha-

ber in Bezug auf Gemeinden und nicht auf Verwaltungsverbänden, Ämtern 

sowie Verbandsgemeinden. 

Ferner sollen im Ergebnis aus den Erkenntnissen des rechtlichen Ver-

gleichs zusammenfassend Gemeinsamkeiten und Unterschiede sowie 

Vor- und Nachteile der Abwahlregelungen abgeleitet werden. 

Ziel dieser Arbeit ist, neben dem rechtlichen Vergleich und der möglichen 

Optimierung der sächsischen Abwahlregelungen, außerdem die Untersu-

chung eines möglichen Zusammenhangs der rechtlichen Rahmenbedin-

gungen einerseits und der bereits in den ostdeutschen Bundesländern 

durchgeführten Abwahlverfahren andererseits. Dazu wurden zunächst 

vorab die einzelnen Behörden der Bundesländer kontaktiert. Hinsichtlich 

der maßgebenden Daten wurde von zahlreichen Behörden, jedoch nicht 

von allen, eine Auskunft erteilt, sodass sich bei der vorzunehmenden Da-

tenanalyse lediglich eine Tendenz ableiten bzw. darstellen lässt. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit sowie der besseren Lesbarkeit wird in 

der folgenden Arbeit auf eine geschlechtsneutrale Formulierung verzichtet. 

Gleichwohl bezieht sich die hierbei verwendete männliche Form auf Per-

sonen beiderlei Geschlechts. 
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2 Darstellung der Rechtslage in Sachsen 

Der Bürgermeister sächsischer Städte und Gemeinden, welcher nach § 48 

S. 1 i. V. m. § 51 Abs. 3 S. 1 SächsGemO unmittelbar von den Bürgern 

der Gemeinde für eine Amtszeit von sieben Jahren gewählt wird, kann 

sein Amt je nach Größe bzw. Einwohnerzahl der Gemeinde entweder als 

hauptamtlicher Beamter auf Zeit oder Ehrenbeamter auf Zeit wahrnehmen 

(§ 51 Abs. 2 SächsGemO). Entsprechend des § 51 Abs. 7 S. 1 der 

SächsGemO besteht allerdings die Möglichkeit zur vorzeitigen Abwahl 

durch die Bürger der Gemeinde. Die Abwahl des Bürgermeisters kann als 

Pendant zu seiner Wahl gesehen werden, da in beiden Fällen ausschließ-

lich das Gemeindevolk über die Person des Bürgermeisters entscheidet.1 

Die beamtenrechtlichen Konsequenzen, die sich aus der Abwahl ergeben, 

finden sich insbesondere im SächsBesG sowie im SächsBeamtVG. 

2.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl sowie des 
Abwahlverfahrens 

Die Abwahl eines Bürgermeisters besteht aus zwei Stufen (Abbildung 1): 

während auf der ersten Stufe das Abwahlverfahren eingeleitet wird, erfolgt 

hingegen auf der zweiten Stufe das eigentliche Abwahlverfahren bzw. die 

Durchführung der Abwahl.2 Gleichwohl sind für das Abwahlverfahren (sie-

he 2.1.2) und auch für die Abwahl an sich (siehe 2.1.1) bestimmte Vo-

raussetzungen zu erfüllen. Der § 51 Abs. 7 bis 9 SächsGemO enthält so-

wohl Regelungen zum Abwahlverfahren, als auch Bestimmungen zum 

Einleitungsverfahren. 

Das Gesetz unterscheidet die kommunalrechtlichen Voraussetzungen für 

die im § 51 Abs. 7 S. 1 SächsGemO mögliche Abwahl dabei nicht im Hin-

blick auf haupt- und ehrenamtliche Bürgermeister. Damit gelten die nach-

folgend dargestellten Voraussetzungen (insbesondere 2.1.1 und 2.1.2) für 

beide Ausgestaltungen des Bürgermeisteramts gleichermaßen. 

                                            
1
 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 

186. 
2
 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 

SächsGemO Erl. 12.2, Seite 27. 
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Abbildung 1: Zwei Stufen der Abwahl in Sachsen3 

 

Nach sächsischer Rechtsprechung4 ist weder die Einleitung des Abwahl-

verfahrens, noch das Abwahlverfahren selbst an bestimmte inhaltliche Vo-

raussetzungen gebunden. Vielmehr genügt die Tatsache des Vertrauens-

verlustes, welche die Abwahl als politischen Akt rechtfertigt. Das Vorliegen 

eines Fehlverhaltens des Bürgermeisters ist für eine Abwahl damit nicht 

erforderlich.5 

Obwohl keine gesetzliche Regelung dies ausdrücklich bestimmt, gelten 

nach Auffassung von Wahl die bei der Wahl des Bürgermeisters anzu-

wendenden allgemeinen Wahlgrundsätze (§ 48 S. 1 SächGemO) auch bei 

dessen Abwahl. So sei vor allem nicht nur der Grundsatz der Gleichheit 

der Wahl, sondern auch der Grundsatz der Freiheit der Wahl und das da-

mit verbundene Neutralitätsgebot für kommunale Stellen in amtlicher 

Funktion anzuwenden.6 

                                            
3
 Eigene Darstellung nach G. Brüggen, in: Brüggen/Geiert/Nolden, SächsGemO, Seite 

596. 
4
 Vgl. SächsOVG, Urteil v. 08.03.2011, Az. 4 A 918/10, Rn. 39, juris. 

5
 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 

203; vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.1, Seite 26. 
6
 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 

202. 

1. Stufe

2. Stufe
Abwahlentscheid

Doppeltes Abwahlquorum

Einleitungsverfahren

Abwahlverfahren

Quorum Quorum

Einleitungsbegehren

Abwahl des Bürgermeisters

Einleitungsbeschluss

Einleitung durch 

Bürger

Einleitung durch 

Gemeinderat



 

 5 

Gegenteiliger Ansicht sind Ewert/Koolman und Musall. Beide vertreten 

den Standpunkt, dass die Abwahl zwar keine Wahl darstelle, sodass das 

aus den Wahlrechtsgrundsätzen der Freiheit und Gleicheit der Wahl ent-

standene Neutralitätsgebot hier nicht zutreffe7, jedoch aber das Sachlich-

keitsgebot Anwendung fände. Gleicher Meinung ist auch das Sächsische 

OVG in einem Urteil vom 08.03.2011. Nach dessen Auffassung bedeutet 

dies, dass Gemeindeorgane, die sich im Vorfeld einer anstehenden Ab-

wahl in amtlicher Eigenschaft äußern, sich einerseits innerhalb ihrer kom-

munalverfassungsrechtlichen Kompetenzen zu halten haben und anderer-

seits die in der Abwahl den Bürgern zukommende Teilnahmefreiheit, also 

deren Meinungs- und Willensbildungsprozess als Ausdruck unmittelbarer 

Demokratie, wahren müssen. Zusätzlich sind die hoheitliches Handeln 

bestimmenden Gebote der Wahrhaftigkeit und Sachlichkeit als Ausfluss 

des Rechtsstaatsprinzips zu beachten. Aus diesem Sachlichkeitsgebot 

ergibt sich, dass mitgeteilte Tatsachen zutreffend wiederzugeben sind und 

Werturteile nicht auf sachfremden Erwägungen beruhen sowie den sach-

lich gebotenen Rahmen nicht überschreiten dürfen. In seinen weiteren 

Ausführungen benennt das Sächsische OVG, dass gerade dann von einer 

unzulässigen Beeinflussung auszugehen ist, wenn amtliche Äußerungen 

inhaltlich über Information und Bewertungen hinausgehen und eine ein-

deutige, unmittelbare Abstimmungsempfehlung enthalten.8 

In der Gemeinde Trossin scheiterte eine Abwahl der eherenamtlichen 

Bürgermeisterin Ines Pfundt im Januar 2010 daran, dass dieses o. g. 

Sachlichkeitsgebot wegen einer unzulässigen Beeinflussung der Wähler-

schaft durch eine Anzeige von Mitgliedern des Gemeinderates im Sonn-

tagsWochenblatt mit dem Aufruf: „Wahlberechtigte der Gemeinde Tros-

sin", "erteilen Sie der Diktatur der Frau Pfundt eine Abfuhr!"9 verletzt wur-

de.10 

                                            
7
 Vgl. Ewert/Koolman, in: Binus/Sponer/Koolman, Sächsische Gemeindeordnung, § 51 

Rn. 41; vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.1, Seite 26. 
8
 Vgl. SächsOVG, Urteil v. 08.03.2011, Az. 4 A 918/10, Rn. 46, juris. 

9
 Machowecz, Martin: Pfundts Kerle : Das Dorf Trossin will seine Bürgermeisterin loswer-

den – Geschichte eines Volksbegehrens, 2010. 
10

 Vgl. SächsOVG, Urteil v. 08.03.2011, Az. 4 A 918/10, Rn. 45, 47, juris. 
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Generell muss auch beachtet werden, dass während des gesamten Ab-

wahlverfahrens der Bürgermeister hinsichtlich der Mitwirkung und Mitent-

scheidung aufgrund Befangenheit ausgeschlossen ist. Dies ergibt sich aus 

§ 58 i. V. m. § 20 Abs. 1 1. HS SächsGemO, indem jede Entscheidung 

des Bürgermeisters ihm diesbezüglich einen unmittelbaren Vor- oder 

Nachteil bringen kann. Brüggen verweist in der Begründung der erforderli-

chen Unmittelbarkeit auf ein Urteil des VGH Baden-Württemberg.11 Dort 

heißt es, die Unmittelbarkeit besteht bei einem individuellen Sonderinte-

resse, welches zu einer Interessenkollision führen kann und die Besorgnis 

rechtfertigt, dass ein Handeln nicht mehr uneigennützig und allein im öf-

fentlichen Interesse erfolgt.12 Sowohl Wahl, als auch Musall sind der Auf-

fassung, dass die Gefahr einer derartigen Interessenkollision für den Bür-

germeister im Abwahlverfahren immer gegeben ist.13 Die Befangenheit 

des Bürgermeisters führt dazu, dass gemäß § 54 Abs. 1 bzw. 55 Abs. 1 

SächsGemO sein Stellvertreter tätig werden muss.14 Welche Angelegen-

heiten dies im Einzelnen betrifft, wird bei den unten stehenden Vorausset-

zungen im Punkt 2.1.1 und 2.1.2 genauer benannt. 

2.1.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl 

Die erfolgreiche Abwahl eines Bürgermeisters setzt die Durchführung ei-

nes Abwahlverfahrens voraus, welches im Einzelnen den nachfolgend 

erläuterten Anforderungen genügen muss. 

Die erste gesetzlich genannte Anforderung in § 51 Abs. 7 S. 1 SächsGe-

mO stellt klar, dass die Abwahl des Bürgermeisters ausschließlich durch 

das Gemeindevolk und nicht durch einen Beschluss des Gemeinderates 

erfolgen kann.15 

§ 51 Abs. 7 S. 2 SächsGemO regelt als weitere Bedingung für eine erfolg-

reiche Abwahl die Erforderlichkeit einer qualifizierten Mehrheit der Stim-

                                            
11

 Vgl. G. Brüggen, in: Brüggen/Geiert/Nolden, SächsGemO, § 51 Rn. 46. 
12

 Vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 13.06.1997, Az. 8 S 2799/96, Rn. 18, juris. 
13

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
197; vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.1, Seite 26. 
14

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.1, Seite 26; vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für 
den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 197. 
15

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid: Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
193, 194. 
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men der Bürger. Demnach muss sich eine Mehrheit der gültigen Stimmen 

für eine Abwahl entscheiden und diese Mehrheit muss mindestens 50 % 

der Bürger betragen. 

An diesem hohen Quorum scheiterte das eingeleitete Abwahlverfahren 

bezüglich des hauptamtlichen Bürgermeisters Olaf Oettel der Stadt 

Jöhstadt im März 2017. Die erforderliche Mehrheit wurde um drei Stimmen 

knapp verfehlt, sodass der Bürgermeister im Amt blieb.16 

Des Weiteren gelten gemäß § 51 Abs. 7 S. 3 SächsGemO für die Durch-

führung der Abwahl die Bestimmungen zur Durchführung von Bürgerent-

scheiden entsprechend. Im Konkreten wird hier auf die Bürgerentscheid-

VO verwiesen. Die Abwahl stellt somit keinen Bürgerentscheid dar, son-

dern es finden lediglich die Verfahrensregelungen entsprechend Anwen-

dung.17 Im Vergleich zur erforderlichen Stimmenmehrheit beim Bürgerent-

scheid nach § 24 Abs. 3 SächsGemO sind die Anforderungen an die 

Stimmenanzahl für die Abwahl höher.18 

Im Vorfeld der eigentlichen Abwahl ist insbesondere zu beachten, dass 

der Gemeinderat den Abstimmungstag (Sonntag) gemäß § 1 Bürgerent-

scheidVO unverzüglich zu bestimmen hat, sobald infolge der Einleitung 

des Abwahlverfahrens feststeht, dass über die Abwahl des Bürgermeisters 

entschieden werden soll. Außerdem sind der Abstimmungstag sowie die 

zur Abstimmung gestellte Frage nach § 2 BürgerentscheidVO spätestens 

am 27. Tag vor der Abstimmung, aufgrund der Befangenheit des Bürger-

meisters, durch dessen Stellvertreter öffentlich bekanntzumachen.19 

Die BürgerentscheidVO bestimmt zusätzlich im § 8 Abs. 2 S. 2 die zur Ab-

stimmung gestellte Frage derartig zu formulieren, dass eine Beantwortung 

mit „Ja“ oder „Nein“ erfolgen kann.20 Ferner muss die Absicht, über die 

Abwahl des Bürgermeisters zu entscheiden, eindeutig aus der gewählten 

                                            
16

 Zum Abstimmungsergebnis des Abwahlentscheides siehe Anhang 1. 
17

 Vgl. König, Edgar: Kommunalrecht Sachsen. Seite 30. 
18

 Vgl. SächsOVG, Urteil v. 08.03.2011, Az. 4 A 918/10, Rn. 40, juris. 
19

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
199. 
20

 Vgl. Ewert/Koolman, in: Binus/Sponer/Koolman, Sächsische Gemeindeordnung, § 51 
Rn. 38. 
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Fragestellung hervorgehen.21 Bei der Abwahl hat jeder Abstimmungsbe-

rechtigte eine Stimme (§ 9 S. 1 BürgerentscheidVO). Die Abwahl- bzw. 

Abstimmungsberechtigung, die sich aus § 51 Abs. 7 S. 1 SächsGemO 

ergibt, bezieht sich demnach auf die Bürger der Gemeinde i. S. d. § 15 

Abs. 1 SächsGemO, welche gemäß § 4 BürgerentscheidVO entweder im 

Wählerverzeichnis eingetragen sein müssen oder über einen Wahlschein 

verfügen.22 Ist der Bürgermeister ebenfalls Bürger der Gemeinde, ist er 

demnach in Wahrnehmung seines Bürgerrechts auch abstimmungsbe-

rechtigt, da er bei der Abwahl selbst nicht in Ausübung seines Amtes teil-

nimmt.23 Im Übrigen finden nach § 9 S. 2 BürgerentscheidVO für die 

Wahlhandlung die Regelungen der §§ 15 bis 17 KomWG Anwendung. 

Damit sind insbesondere Vorkehrungen zu treffen, die die Wahrung des 

Wahlgeheimnisses (§ 15 Abs. 3 KomWG) und die Öffentlichkeit der Wahl-

handlung (§17 Abs. 1 KomWG) sicherstellen. 

Im Anschluss muss nach § 10 BürgerentscheidVO die Feststellung des 

Abstimmungsergebnisses öffentlich sowie unverzüglich durch den Ge-

meindewahlaussschuss erfolgen. Ergänzend dazu gelten die Regelungen 

der §§ 18 bis 20 KomWG gemäß § 10 Abs. 1 BürgerentscheidVO für die 

Feststellung des Abstimmunsergebnisses entsprechend. Daraus ergibt 

sich insbesondere, dass gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 3 KomWG Stimmenthal-

tungen ungültige Stimmzettel zur Folge haben. Ferner ist wegen der Be-

fangenheit des Bürgermeisters die öffentliche Bekanntgabe des festge-

stellten Abstimmungsergebnisses durch seinen Stellvertreter wahrzuneh-

men.24 

2.1.2 Kommunalrechtliche Voraussetzungen des Abwahlverfahrens 

Damit das Abwahlverfahren überhaupt durchgeführt werden kann, bedarf 

es zudem dessen vorherige Einleitung.25 Dazu gibt die SächsGemO zwei 

                                            
21

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
196. 
22

 Vgl. ebenda, § 51 Rn. 200. 
23

 Vgl. ebenda, § 51 Rn. 197; vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfas-
sungsrecht Sachsen, § 51 SächsGemO Erl. 12.1, Seite 26. 
24

 Vgl. Ewert/Koolman, in: Binus/Sponer/Koolman, Sächsische Gemeindeordnung, § 51 
Rn. 40. 
25

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
195. 
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Möglichkeiten vor: a) entweder durch Bürgerbegehren oder b) durch Ge-

meinderatsbeschluss. 

a) Einleitung des Abwahlverfahrens durch Bürgerbegehren 

Gemäß § 51 Abs. 8 S. 1 SächsGemO kann ein Abwahlverfahren durch 

Bürgerbegehren eingeleitet werden. Für dieses Bürgerbegehren müssen 

zwar keine Sachvoraussetzungen erfüllt sein (Punkt 2.1), jedoch ist es an 

strenge formelle Anforderungen geknüpft.26 

Zum einen erfordert das Bürgerbegehren Unterschriften von mindestens 

einem Drittel der Gemeindebürger (§ 51 Abs. 8 S. 2 1. HS SächsGemO). 

§ 51 Abs. 8 S. 2 2. HS SächsGemO sieht für Gemeinden mit mehr als 

100.000 Einwohnern eine Ausnahme vor. Ihnen wird das Recht einge-

räumt, durch Hauptsatzung ein geringeres Quorum, welches jedoch nicht 

weniger als ein Fünftel der Gemeindebürger betragen darf, festzulegen. 

Wie in Punkt 2.1.1 bezieht sich auch hier bei den Abstimmungsberechtig-

ten der Bürgerbegriff auf § 15 Abs 1 SächsGemO.27 

Zum anderen finden nach § 51 Abs. 8 S. 3 SächsGemO die Regelungen 

des § 25 Abs. 2 S. 1 und Abs. 3 SächsGemO Anwendung. Demnach ist 

das Bürgerbegehren vor Beginn der Unterschriftensammlung bei der Ge-

meinde schriftlich anzuzeigen und spätestens ein Jahr nach Zugang der 

Anzeige mit den erforderlichen Unterschriften bei der Gemeinde einzu-

reichen (§ 25 Abs. 3 S. 1 und 2 SächsGemO). 

Das Bürgerbegehren selbst muss einen mit „Ja“ oder „Nein“ zu beantwor-

tenden Entscheidungsvorschlag und – wie andere Bürgerbegehren auch- 

eine Begründung enthalten (§ 25 Abs. 2 S. 1 SächsGemO). Die Fragestel-

lung muss nach sächsischer Rechtsprechung so bestimmt sein, dass die 

Bürger erkennen können, wofür und wogegen sie ihre Stimme abgeben. 

Außerdem muss sich der Gegenstand der Entscheidung bzw. das sachli-

che Ziel des Begehrens eindeutig aus dem Text des Bürgerbegehrens 

(Formulierung und Begründung der Frage) heraus in sich widerspruchs-

                                            
26

 Vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen,  
§ 51 Rn. 230. 
27

 Vgl. ebenda, § 51 Rn. 234. 



 

 10 

frei, inhaltlich nachvollziehbar und verständlich ergeben und für den Un-

terzeichner klar erkennbar sein.28 

Zusätzlich sind nach § 25 Abs. 2 S. 1 SächsGemO eine Vertrauensperson 

und eine stellvertretende Vertrauensperson zu benennen, um eine Ver-

ständigung zwischen der Verwaltung der Gemeinde und den Initiatoren 

des Bürgerbegehrens zu erleichtern. Nach Auffassung von Wahl/Rehak 

umfasst die Anzahl der vorher genannten Vertreter zwei Personen.29 

Musall hingegen vertritt die Ansicht, dass die Personenanzahl der Vertre-

ter drei beträgt.30 

Da der § 51 Abs. 8 S. 3 SächsGemO ausschließlich auf § 25 Abs. 2 S. 1 

SächsGemO verweist, ist ein Kostendeckungsvorschlag nach S. 2 des 

Absatzes nicht notwendig. 

Im Hinblick auf die Entscheidung über die Zulässigkeit des Bürgerbegeh-

rens, dessen Bekanntgabe sowie des Zeitraums zwischen dem Abschluss 

des Einleitungsverfahrens und dem Abstimmungstag fehlt im § 51 Abs. 8 

SächsGemO der Verweis auf die Verfahrensregelungen des § 25 Abs. 4 

SächsGemO. Dennoch ist davon auszugehen, dass die Regelungen des  

§ 25 Abs. 4 SächsGemO vollständigkeitshalber für das Verfahren anzu-

wenden sind. 31 

Daraus folgt, dass der Gemeinderat gemäß § 25 Abs. 4 S. 1 SächsGemO 

unverzüglich nach Einreichung des Bürgerbegehrens, also in seiner 

nächsten Sitzung, über dessen Zulässigkeit entscheidet.32 Zu beachten ist 

hierbei, dass die rein gesetzlich vorgegebenen formellen Anforderungen 

geprüft werden und soweit diese erfüllt sind, die Feststellung der Zulässig-

keit durch den Gemeinderat zu erfolgen hat.33 Anschließend hat die orts-

übliche Bekanntgabe der Entscheidung des Gemeinderates über die Zu-

lässigkeit des Bürgerbegehrens zu erfolgen (§ 25 Abs. 4 S. 2 SächsGe-

                                            
28

 Vgl. SächsOVG, Beschluss v. 09.04.2014, Az.: 4 B 45/14, Rn. 11, juris. 
29

 Vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen,  
§ 51 Rn. 233. 
30

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.2, Seite 27. 
31

 Vgl. König, Edgar: Kommunalrecht Sachsen. Seite 30. 
32

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.2, Seite 27. 
33

 Vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen,  
§ 51 Rn. 235. 
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mO). Zudem muss bei festgestellter Zulässigkeit des Bürgerbegehrens die 

Abstimmung über die Abwahl innerhalb einer Frist von drei Monaten 

durchgeführt werden. 

Aufgrund der bereits in Punkt 2.1 erläuterten Befangenheit des Bürger-

meisters während des gesamten Abwahlverfahrens, gilt der Ausschluss 

von der Mitwirkung und Mitentscheidung auch im Einleitungsverfahren.34 

Das bedeutet im Einzelnen auch, dass in der Gemeinderatssitzung der 

Tagesordnungspunkt für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Bür-

gerbegehrens durch den Stellvertreter des Bürgermeisters geleitet wird.35 

Weiterhin liegt in diesem Zusammenhang die Zuständigkeit für die ortsüb-

liche Bekanntgabe der Entscheidung des Gemeinderates über die Zuläs-

sigkeit des Bürgerbegehrens nach § 52 Abs. 1 SächsGemO i. V. m. § 54 

Abs. 1 bzw. § 55 Abs. 1 SächsGemO beim Stellvertreter des Bürgermeis-

ters.36 

b) Einleitung des Abwahlverfahrens durch Gemeinderatsbe-
schluss 

Ein anderer Weg um das Abwahlverfahren einzuleiten, ist ein Beschluss 

der Gemeinderäte nach § 51 Abs. 9 SächsGemO, welcher mindestens 

drei Viertel der Stimmen aller Gemeinderäte bedarf. Schon aus dem Wort-

laut ist ersichtlich, dass die Stimme des Bürgermeisters bei dem erforder-

lichen Quorum für die Beschlussfassung nicht mitgezählt wird.37 Das hier-

bei geforderte Quorum ist im Vergleich zu der in § 24 Abs. 1 SächsGemO 

bedingten Mehrheit für den Beschluss zur Durchführung eines Bürgerent-

scheides außerdem deutlich höher.38 Beispielsweise kam in der Gemeinde 

Gohrisch ein Abwahlverfahren bezüglich des ehrenamtlichen Bürgermeis-

                                            
34

 Vgl. ebenda, § 51 Rn. 236. 
35

 Vgl. Ewert/Koolman, in: Binus/Sponer/Koolman, Sächsische Gemeindeordnung, § 51 
Rn. 39. 
36

 Vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen,  
§ 51 Rn. 237. 
37

 Vgl. Ewert/Koolman, in: Binus/Sponer/Koolman, Sächsische Gemeindeordnung, § 51 
Rn. 43. 
38

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
247. 
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ters Heiko Eggert gar nicht erst zustande, da der Einleitungsbeschluss des 

Gemeinderates die erforderliche Mehrheit nicht erreichte.39 

Voraussetzung für die Beschlussfassung über die Einleitung des Abwahl-

verfahrens ist ein vorheriger Antrag auf Aufnahme dieses Themas auf die 

Tagesordnung. Hinsichtlich der Antragstellung finden sich im § 51 Abs. 9 

SächsGemO keine konkreten Regelungen, sodass insbesondere der § 36 

Abs. 5 SächsGemO anzuwenden ist. Demnach ist der Antrag von mindes-

tens einem Fünftel der Gemeinderäte oder einer Fraktion zu stellen und 

spätestens in der übernächsten Gemeinderatssitzung auf die Tagesord-

nung zu nehmen.40 

Eine Beratung und Entscheidung über den gestellten Antrag, das Abwahl-

verfahren einzuleiten, findet nach § 37 Abs. 1 SächsGemO in öffentlicher 

Gemeinderatssitzung statt. Grund hierfür ist, dass letztenendes auch die 

Abwahl des Bürgermeisters durch das Gemeindevolk erfolgt, womit die 

Notwendigkeit der Beschlussfassung in nichtöffentlicher Sitzung zur Wah-

rung besonderer Interessen nicht gegeben ist.41 

Umstritten ist die Frage, ob dem Bürgermeister während der Beratung 

über den Einleitungsbeschluss für das Abwahlverfahren das Recht zu-

steht, seine Sichtweise zu schildern und zum Thema Stellung zu nehmen. 

Aus Sicht des BVerwG ist eine Anhörung entbehrlich.42 Dieser Auffassung 

schließen sich auch Musall und Brüggen an.43 Anderer Meinung hingegen 

ist Wahl, mit der Begründung, dass der Bürgermeister schon allein auf-

grund der Befangenheit (Ausschluss von der Mitwirkung bzw. Beratung) 

keine Möglichkeit hat, sich zu der drohenden Abwahl und möglichen An-

schuldigungen zu äußern. Unter Beachtung der Rechtstaatlichkeit wäre es 

                                            
39

 Vgl. Klemm, Katharina: Abwahl vorerst abgewendet : Die nötigen Stimmen für die Ab-
setzung von Gohrischs Bürgermeister Heiko Eggert kamen im Rat nicht zusammen. 
Doch damit ist es nicht vorbei, 2017. 
40

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.2, Seite 27. 
41

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
246. 
42

 Vgl. BVerwG, Urteil v. 14.07.1978, Az. VII C 45.76, BVerwGE 56, 163-172, Rn. 24, 
juris. 
43

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.2, Seite 28; vgl. G. Brüggen, in: Brüggen/Geiert/Nolden, SächsGe-
mO, § 51 Rn. 69. 
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nur fair, den Bürgermeister wenigstens an dieser Stelle des Verfahrens 

einzubeziehen.44 

§ 51 Abs. 9 S. 2 SächsGemO bestimmt ausdrücklich, dass vor der Be-

schlussfassung keine Aussprache stattfindet. Ergänzend dazu gibt es – 

wie bereits unter 2.1 erwähnt - keine Sachvoraussetzungen für die Einlei-

tung des Abwahlverfahrens, wodurch der Gemeinderatsbeschluss nicht 

begründet sein muss.45 Damit soll das Ansehen des Bürgermeisters vor 

möglichen anfeindenden Diskussionen gewahrt werden.46 

Ob bei der Entscheidung über die Einleitung des Abwahlverfahrens offen 

oder geheim abgestimmt werden muss, ist nicht eindeutig geregelt. So-

wohl Wahl, als auch Musall vertreten die Ansicht, dass die Beschlussfas-

sung als Teil des Abwahlverfahrens eine Person betrifft und damit ebenso 

eine Wahl i. S. d. § 39 Abs. 7 SächsGemO darstellt. Folglich findet die Ab-

stimmung geheim mit Stimmzetteln statt. Abweichend davon besteht auch 

die Möglichkeit offen zu wählen, wenn kein Gemeinderatsmitglied wider-

spricht.47 

Im Anschluss an die Abstimmung erfolgt die Feststellung des Abstim-

mungsergebnisses. Da mindestens dreiviertel aller Gemeinderäte mit „Ja“ 

stimmen müssen, um das Abwahlverfahren einzuleiten, haben Stimme-

nenthaltungen keine Auswirkungen auf das Ergebnis.48 

Das Gesetz enthält bezüglich der öffentlichen Bekanntmachung des Ein-

leitungsbeschlusses keine Regelungen.49 In der Folge ergibt sich aber, 

dass mit Bestimmung und Bekanntmachung des Abstimmungstages (sie-

he 2.1.1) die Absicht, eine Abwahl durchzuführen, bekannt gegeben wird. 

Auch bei der Möglichkeit zur Einleitung des Abwahlverfahrens durch Ge-

meinderatsbeschluss muss die Befangenheit des Bürgermeisters beachtet 

                                            
44

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
244. 
45

 Vgl. SächsOVG, Urteil v. 08.03.2011, Az. 4 A 918/10, Rn. 37, juris. 
46

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
244a. 
47

 Vgl. ebenda, § 51 Rn. 246; vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfas-
sungsrecht Sachsen, § 51 SächsGemO Erl. 12.2, Seite 28. 
48

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall: Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.2, Seite 28. 
49

 Vgl. Wahl, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 
248. 
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werden. Somit handelt bereits der Stellvertreter des Bürgermeisters bei 

Entgegennahme des Aufnahmeantrages des Themas auf die Tagesord-

nung sowie bei der Leitung dieses Tagesordnungspunktes in der Gemein-

deratssitzung. Zudem darf der Bürgermeister weder an der Beratung über 

den Antrag auf Einleitung des Abwahlverfahrens mitwirken, noch abstim-

mend an der Beschlussfassung teilnehmen.50 

2.2 Beamtenrechtliche Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl 

Eine erfolgreiche Abwahl hat gemäß § 51 Abs. 7 S. 4 1. HS SächsGemO 

zur Folge, dass der Bürgermeister mit Ablauf des Tages, an dem der Ge-

meindewahlausschuss die Abwahl feststellt, aus seinem Amt scheidet. 

Laut des 2. HS des e. g. Paragraphen behält der abgewählte Bürgermeis-

ter bis zum Ablauf seiner Amtszeit die Bezüge wie ein in den einstweiligen 

Ruhestand versetzter Beamter. 

Die Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl lassen sich damit in organ-

schaftliche und dienstrechtliche unterscheiden: 

Das Aussscheiden des Bürgermeisters aus seinem Amt stellt die organ-

schaftliche Folge der Abwahl dar. Hierbei kommt es nicht auf den Tag der 

öffentlichen Bekanntgabe des festgestellten Abstimmungsergebnisses an, 

sondern auf den Tag der Feststellung des Abstimmungsergebnisses. Mit 

seinem Ausscheiden aus dem Amt verliert der Bürgermeister auch das 

Recht und die Pflicht sein Bürgermeisteramt weiterhin wahrzunehmen.51 

Da mit dem Ausscheiden aus dem Amt gleichwohl das aktive Dienstver-

hältnis beendet wird, zieht dies besoldungs- und versorgungsrechtliche 

Folgen als dienstrechtliche Konsequenz mit sich.52 

Während die kommunalrechtlichen Voraussetzungen der Abwahl in Sach-

sen für haupt- und ehrenamtliche Bürgermeister identisch sind, gibt es bei 

den beamtenrechtlichen Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl, ins-

                                            
50

 Vgl. ebenda, § 51 Rn. 243. 
51

 Vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen,  
§ 51 Rn. 205. 
52

 Vgl. Herold, in: Woydera/Summer/Zängl, Beamtenrecht in Sachsen, Vorbem. zu  
§§ 145-155 SächsBG Rn. 47. 
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besondere bei den dienstrechtlichen Folgen jedoch Unterschiede zwi-

schen Haupt- und Ehrenamt.53 

a) Ehrenamtliche Bürgermeister 

Statusrechtlich ist der ehrenamtliche Bürgermeister gemäß § 51 Abs. 2  

S. 1 2. HS SächsGemO i. V. m. § 148 SächsBG Ehrenbeamter auf Zeit. 

Als Ehrenbeamter nimmt er sein Amt grundsätzlich unentgeltlich wahr (§ 5 

BeamtStG) und unterliegt nicht dem Geltungsbereich des § 1 SächsBesG, 

sodass er keine Besoldung nach § 2 SächsBesG erhält.54 Es besteht le-

diglich ein Anspruch auf Entschädigung für die mit der Wahrnehmung des 

Amtes entstehenden Aufwendungen nach § 155 Abs. 2 SächsBG i. V. m. 

§§ 1, 2 KomAEVO, welcher sich in der Höhe nach der Größe/ Einwohner-

zahl der Gemeinde richtet.55 

Da weder während der Amtsausübung, noch nach der Beendigung des 

aktiven Beamtenverhältnisses eine finanzielle Absicherung vom Gesetz-

geber vorgesehen ist, stehen dem ehrenamtlichen Bürgermeister auch 

keine versorgungsrechtlichen Ansprüche zu.56 Die erfolgreiche Abwahl hat 

nach § 5 Nr. 1 KomAEVO für den ehrenamtlichen Bürgermeister zur Fol-

ge, dass er mit Ablauf des Monats, in dem er aus dem Amt scheidet, sei-

nen Anspruch auf Aufwandsentschädigung verliert.57 

b) Hauptamtliche Bürgermeister 

Anders als der ehrenamtliche Bürgermeister, ist der hauptamtliche Bür-

germeister nach § 51 Abs. 2 S. 1 1. HS SächsGemO i. V. m. § 147 

SächsBG hauptamtlicher Beamter auf Zeit. Er erhält gemäß § 145 

SächsBG i. V. m. §§ 30, 31 SächsBesG eine entsprechend nach Einwoh-

nerzahl der Gemeinde gestufte Besoldung für die Ausübung seines Am-

                                            
53

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.3, Seite 29. 
54

 Vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen,  
§ 51 Rn. 210. 
55

 Vgl. Herold, in: Woydera/Summer/Zängl, Beamtenrecht in Sachsen, § 148 SächsBG 
Rn. 24. 
56

 Vgl. ebenda, § 148 SächsBG Rn. 16; vgl. Wahl/Rehak, in: Quecke/Schmid, Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen, § 51 Rn. 210. 
57

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.3, Seite 29. 
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tes.58 Zusätzlich zu den Dienstbezügen steht dem hauptamtlichen Bür-

germeister auch eine dienstbedingte Aufwandsentschädigung entspre-

chend der Gemeindegröße zu (§ 155 Abs. 1 SächsBG i. V. m. §§ 1 S. 1, 2 

Abs. 1, 3 KomDAEVO).59 

Das Ausscheiden aus dem Amt hat für den abgewählten hauptamtlichen 

Bürgermeister sowohl besoldungs-, als auch versorgungsrechltiche Fol-

gen, welche der § 51 Abs. 7 S. 4 2. HS SächsGemO nicht eindeutig unter-

scheidet.60 Zur Verdeutlichung der einschlägigen Ansprüche dient im Er-

gebnis die u. s. Abbildung 2. 

Einerseits bekommt der hauptamtliche Bürgermeister nach der erfolgrei-

chen Abwahl seine Besoldung für den Monat, in welchem ihm die Abwahl 

mitgeteilt wird und für die folgenden drei Monate in voller Höhe weiter ge-

zahlt (§ 9 Abs. 3 i. V. m. § 9 Abs. 1 S. 1 SächsBesG). Dagegen entfällt 

nach § 9 Abs. 3 i. V. m. § 9 Abs. 1 S. 2 SächsBesG mit Beendigung des 

aktiven Beamtenverhältnisses der Anspruch auf Dienstaufwandentschädi-

gung.61 

Andererseits hat der abgewählte hauptamtliche Bürgermeister auch ver-

sorgungsrechtliche Ansprüche. Er erhält nach Wegfall seines e. g. besol-

dungsrechtlichen Anspruches bis zum Ablauf seiner Amtszeit (bei einem 

vorherigen Eintritt in den Ruhestand oder der Entlassung längstens bis zu 

diesem Zeitpunkt) ein besonders bemessenes Ruhegehalt nach § 61  

Abs. 7 S. 1 SächsBeamtVG.62 Dieses beträgt während der ersten fünf 

Jahre 71,75 % der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 

Besoldungsgruppe, in der sich der Bürgermeister am Tag der Feststellung 

der Abwahl befunden hat. Sofern das Ende der regulären Amtszeit noch 

nicht eingetreten ist, steht dem abgewählten Bürgermeister im Anschluss 

an die Fünf-Jahresfrist ein Ruhegehalt nach den allgemeinen Grundsätzen 

zu. Dieses sog. „erdiente“ Ruhegehalt bemisst sich nach § 15 SächsBe-

                                            
58

 Vgl. Herold, in: Woydera/Summer/Zängl, Beamtenrecht in Sachsen, § 147 SächsBG 
Rn. 54, 55. 
59

 Vgl. ebenda, § 147 SächsBG Rn. 56. 
60

 Vgl. Musall, in: Sponer/Jacob/Musall, Kommunalverfassungsrecht Sachsen, § 51 
SächsGemO Erl. 12.3, Seite 29. 
61

 Vgl. ebenda, § 51 SächsGemO Erl. 12.3, Seite 29. 
62

 Vgl. ebenda, § 51 SächsGemO Erl. 12.3, Seite 29; vgl. Herold, in: Woyde-
ra/Summer/Zängl, Beamtenrecht in Sachsen, Vorbem. zu §§ 145-155 SächsBG Rn. 47. 
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amtVG und beträgt, unter Beachtung des Mindest- und Höchstsatzes von 

insgesamt 35 % bzw. 71,75 %, für jedes Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit 

1,79375 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Im Gegensatz zum 

o. g. erhöhten Ruhegehalt wird bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 

nach § 6 Abs. 1 S. 1 SächsBeamtVG die tatsächliche Stufe der Besol-

dungsgruppe herangezogen, in der sich der Bürgermeister vor seiner Ab-

wahl befand. Bei der Ermittlung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nach § 7 

SächsBeamtVG wird gemäß § 61 Abs. 7 S. 2 SächsBeamtVG außerdem 

die Zeit mit angerechnet, in welcher der abgewählte Bürgermeister eine 

erhöhte Versorgung i. S. d. § 61 Abs. 7 S. 1 SächsBeamtVG erhalten hat. 

Abbildung 2: Zeitstrahl mit beamtenrechtlichen Ansprüchen63 

  

                                            
63
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3 Darstellung der Rechtslage in den anderen ostdeut-
schen Bundesländern 

Im Folgenden sollen nun die Regelungen der anderen ostdeutschen Bun-

desländer Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Mecklenburg-

Vorpommern betrachtet und hinsichtlich der Unterschiede bezüglich der 

Abwahlmöglichkeit bzw. -voraussetzungen und -konsequenzen im Ver-

gleich zu Sachsen dargestellt werden. 

3.1 Brandenburg 

Je nachdem, ob der Bürgermeister brandenburgischer Gemeinden sein 

Amt in amtsfreien oder amtsangehörigen Gemeinden64 wahrnimmt, ist er 

als Hauptverwaltungsbeamter (§ 53 Abs. 1 S. 1 BbgKVerf) oder ehrenamt-

lich (§ 51 Abs. 1 S. 1 BbgKVerf) tätig. Während der hauptamtliche Bür-

germeister gemäß § 53 Abs. 2 S. 2 BbgKVerf für eine Dauer von acht Jah-

ren gewählt wird, beträgt die reguläre Amtszeit des ehrenamtlichen Bür-

germeisters nach § 73 Abs. 1 S. 1 BbgKWahlG fünf Jahre. Wie in Sach-

sen besteht gemäß § 81 Abs. 1 S. 1 BbgKWahlG auch in Brandenburg die 

Möglichkeit der vorzeitigen Abwahl des Bürgermeisters. 

Die aus der Abwahl des Bürgermeisters resultierenden beamtenrechtli-

chen Folgen sind insbesondere im LBG, BbgBesG sowie im BbgBeamtVG 

geregelt. 

3.1.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl sowie des 
Abwahlverfahrens 

Zwar gliedert sich die Abwahl des Bürgermeisters in Brandenburg eben-

falls in zwei Stufen (Abbildung 3), jedoch lassen sich bei den jeweiligen 

Voraussetzungen für die Abwahl selbst (3.1.1.1) und auch für das Ab-

wahlverfahren (3.1.1.2) Unterschiede zu den Regelungen in Sachsen fest-

stellen. 

Zu beachten ist außerdem, dass die kommunalrechtlichen Voraussetzun-

gen der Abwahl und des Abwahlverfahrens bei haupt- und ehrenamtlichen 

Bürgermeistern hier unterschiedlich sind. 

                                            
64

 Zur genaueren Erläuterung der Gemeindearten in Brandenburg siehe Anhang 2. 
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Zudem wird die Befangenheit des Bürgermeisters während des Einlei-

tungs- und Abwahlverfahrens - im Gegensatz zu Sachsen – insgesamt 

eher weniger thematisiert, da in den meisten problematischen Situationen, 

wie etwa bei der öffentlichen Bekanntmachung des Abstimmungsergeb-

nisses des Bürgerentscheides, die Zuständigkeit des Bürgermeisters oft 

von vornherein nicht gegeben ist. 

Abbildung 3: Zwei Stufen der Abwahl in Brandenburg65 

 

3.1.1.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl 

Wie in Sachsen setzt die erfolgreiche Abwahl eines Bürgermeisters ein 

Abwahlverfahren voraus. Hinsichtlich der Anforderungen an das Abwahl-

verfahren gibt es allerdings Unterschiede zwischen den beiden Bundes-

ländern. 

In Brandenburg kann nach § 81 Abs. 1 S. 1 BbgKWahlG sowohl der 

hauptamtliche, als auch der ehrenamtliche Bürgermeister von den wahlbe-

rechtigten Personen der Gemeinde durch Bürgerentscheid vorzeitig ab-

gewählt werden.66 Allerdings unterscheidet sich diese Abwahlmöglichkeit 

von der in Sachsen dahingehend, dass nicht nur die Verfahrensregelun-

                                            
65

 Eigene Darstellung nach Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, 
Kommunalverfassungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 1.7, Seite 339. 
66

 Vgl. § 82 Abs. 1 Nr. 7 und § 82 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlG. 
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gen des Bürgerentscheides entsprechend Anwendung finden, sondern, 

dass vielmehr die Abwahl selbst einen Bürgerentscheid darstellt. 

Das VG Cottbus stellt in seinem Urteil vom 30.03.2017 klar, dass sich eine 

Abstimmung im Rahmen eines Bürgerentscheides über die Abwahl des 

Bürgermeisters erheblich von einer Kommunalwahl unterscheidet. Aus 

dessen Sicht ist – übereinstimmend mit der Auffassung des Sächsischen 

OVG (Punkt 2.1) – das im Vorfeld von Wahlen geltende Neutralitätsgebot 

bei Bürgermeisterabwahlen durch Bürgerentscheid nicht anzuwenden. 

Stattdessen muss das (bereits im Punkt 2.1 erläuterte) Sachlichkeitsgebot 

gewahrt werden.67 

Das erforderliche Quorum für eine erfolgreiche Abwahl ist hierbei geringer 

im Vergleich zu Sachsen. Demnach muss sich gemäß § 81 Abs. 1 S. 2 

BbgKWahlG im Bürgerentscheid mindestens die Mehrheit der abstimmen-

den Personen für eine Abwahl des Bürgermeisters entscheiden. Diese 

Mehrheit muss zusätzlich mindestens ein Viertel der wahlberechtigten 

Personen betragen. 

Abweichend von Sachsen muss die Abwahl gemäß § 81 Abs. 7 S. 1 

BbgKWahlG innerhalb von zwei Monaten stattfinden, nachdem die -unter 

den im Punkt 3.1.1.2 genannten Voraussetzungen - festgestellte bzw. be-

schlossene Durchführung eines Bürgerentscheides zur Abwahl des Bür-

germeisters bekannt gegeben wurde. Dabei ist der Wahlleiter für die un-

verzügliche öffentliche Bekanntgabe des von der Gemeindevertretung 

festgelegten Abstimmungstages zuständig (§ 81 Abs. 7 S. 3 BbgKWahlG). 

§ 81 Abs. 8 BbgKWahlG macht konkrete Angaben zum Inhalt der Stimm-

zettel für den Bürgerentscheid. Im Unterschied zu Sachsen wird explizit 

geregelt, dass der Vor- und Nachname des Bürgermeisters enthalten sein 

muss. 

Das weitere Verfahren zur Ermittlung sowie Feststellung des Ergebnisses 

des Bürgerentscheids richtet sich nach § 81 Abs. 9 BbgKWahlG. In Ab-

weichung von den sächsischen Regelungen teilt der Wahlleiter der Ge-

meindevertretung und dem Bürgermeister unverzüglich das vom Wahl-

                                            
67

 Vgl. VG Cottbus, Urteil v. 30.03.2017, Az. 1 K 563/16, Rn. 56, 51, 59, juris. 
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ausschuss festgestellte Abstimmungsergebnis mit und macht es ebenso 

öffentlich bekannt. 

Außerdem räumt § 82 Abs. 3 S. 1 2. HS BbgKWahlG dem Bürgermeister 

das Recht ein, sich zu der Situation zu äußern und seinen Standpunkt zur 

Abwahl darzustellen. 

Anders als in Sachsen sieht das Recht in Brandenburg neben der Abwahl 

des Amtsinhabers durch Bürgerentscheid (s. o.) eine weitere Abwahlmög-

lichkeit vor. Demnach gilt der hauptamtliche Bürgermeister gemäß § 81 

Abs. 1 S. 3 bis 5 BbgKWahlG als abgewählt, wenn er auf eine Durchfüh-

rung des Bürgerentscheides verzichtet. Voraussetzung hierfür ist aller-

dings, dass die Einleitung des Abwahlverfahrens durch einen Beschluss 

der Gemeindevertretung erfolgte und die Verzichtserklärung des haupt-

amtlichen Bürgermeisters innerhalb einer Woche nach dem Einleitungs-

beschluss der Gemeindevertretung abgegeben wird. Diese Verzichtserklä-

rung stellt eine einseitige Willenserklärung dar und bedarf zu ihrer Wirk-

samkeit der Schriftform oder muss dem Vorsitzenden der Gemeindever-

tretung mündlich zur Niederschrift ausgesprochen werden. Zu beachten ist 

außerdem, dass der Verzicht nicht widerrufen werden kann.68 Von dieser 

Möglichkeit machte beispielsweise der hauptamtliche Bürgermeister Phi-

lipp Wesemann der Stadt Forst im November 2017 Gebrauch und kam 

somit einer Abwahlentscheidung durch Bürgerentscheid zuvor.69 

Der ehrenamtliche Bürgermeister hat zwar auch die Möglichkeit des 

Amtsverzichts nach § 82 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BbgKWahlG, wodurch ebenfalls 

eine Durchführung des Bürgerentscheides über seine Abwahl nicht zu-

stande käme, allerdings gilt dieser Verzicht – im Vergleich zur Verzichts-

erklärung des hauptamtlichen Bürgermeisters - eben nicht als Abwahl.70 

Im Falle des Amtsverzichts muss gemäß § 82 Abs. 3 S. 1 2. HS BbgK-

WahlG weder dem ehrenamtlichen, noch dem hauptamtlichen Bürger-

meister Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

                                            
68

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 4.2 und 4.3, Seite 344. 
69

 Vgl. o. V.: Neuwahlen in Forst: Bürgermeister gilt als abgewählt, 2017. 
70

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 4.4, Seite 344. 
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3.1.1.2 Kommunalrechtliche Voraussetzungen des Abwahlverfah-
rens 

Entsprechend den sächsischen Regelungen bedarf die Abwahl des Bür-

germeisters durch Bürgerentscheid einer vorherigen Einleitung des Ab-

wahlverfahrens entweder durch a) ein Bürgerbegehren oder b) einen Be-

schluss der Gemeindevertretung (siehe zwei Stufen der Abwahl im Punkt 

3.1.1). Die einzelnen Bestimmungen für das Einleitungsverfahren unter-

scheiden sich jedoch von denen in Sachsen. 

a) Einleitung des Abwahlverfahrens durch Bürgerbegehren 

Für das Bürgerbegehren, als eine der zwei Formen des Einleitungsverfah-

rens, bildet der § 81 Abs. 2 Nr. 1 BbgKWahlG die gesetzliche Grundlage 

und benennt außerdem in den Absätzen 3 bis 6 eine Vielzahl von formel-

len Anforderungen. 

Das Bürgerbegehren muss gemäß § 81 Abs. 2 Nr. 1 BbgKWahlG eine 

nach Gemeindegröße gestaffelte Mindestanzahl an Unterschriften enthal-

ten, welche sich grundlegend von der in Sachsen unterscheidet. So sind 

a) in Gemeinden mit bis zu 20.000 Einwohnern Unterschriften von mindes-

tens 25 % der Wahlberechtigten, b) in Gemeinden mit mehr als 20.000 bis 

zu 60.000 Einwohnern Unterschriften von mindestens 20 % der Wahlbe-

rechtigten und c) in Gemeinden mit mehr als 60.000 Einwohnern Unter-

schriften von mindestens 15 % der Wahlberechtigten erforderlich.71 Nach 

§ 81 Abs. 5 BbgKWahlG ist der Tag des Eingangs des Bürgerbegehrens 

für die Feststellung der Zahl der wahlberechtigten Personen maßgeblich. 

Die erforderlichen Unterschriften müssen zudem innerhalb eines Monats 

geleistet werden, bevor das Bürgerbegehren beim zuständigen Wahlleiter 

schriftlich, d. h. im Original, eingereicht wird (§ 81 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 81 

Abs. 3 S. 1 BbgKWahlG). Der Tag der Einreichung des Bürgerbegehrens 

beim Wahlleiter stellt damit den Beginn für die Berechnung der Monatsfrist 

dar.72 

Inhaltlich ist nach § 81 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BbgKWahlG das mit dem Bürger-

begehren verfolgte Ziel eindeutig zu benennen, insbesondere muss jeder 

                                            
71

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 2.1, Seite 339. 
72

 Vgl. ebenda, § 81 BbgKWahlG Erl. 2.7, Seite 342 und Erl. 5.1, Seite 344. 
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Unterschriftsbogen eine Überschrift enthalten, woraus sich der Gegen-

stand des Bürgerbegehrens zweifelsfrei erkennen lässt. Diese bestimmte 

Formulierung der Überschrift soll – im Gegensatz zum sächsischen Recht, 

wo eine Begründung vorgesehen ist - eine weitere Erläuterung oder Be-

gründung des Abwahlbegehrens entbehrlich machen.73 

Außerdem regelt § 81 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BbgKWahlG konkret, dass auf je-

dem Unterschriftsbogen der Name, Vorname, Geburtstag, der ständige 

Wohnsitz sowie die Anschrift der unterzeichnenden wahlberechtigten Per-

son in deutlich lesbarer Form anzugeben ist. Zu dem weiteren Inhalt eines 

jeden Unterschriftenbogens des Abwahlbegehrens gehören nach § 81 

Abs. 3 S. 2 Nr. 3 und 4 BbgKWahlG die handschriftliche Unterschrift der 

unterzeichnenden wahlberechtigten Person, sowie das Datum der Unter-

schriftsleistung. Eine zusätzlich konkret genannte Anforderung ist die Gül-

tigkeit der Eintragungen in die Unterschriftenliste i. S. d. § 81 Abs. 4 

BbgKWahlG. 

Die Feststellung, ob das Bürgerbegehren erfolgreich war und damit zur 

Einleitung des Abwahlverfahrens führt, erfolgt nach § 81 Abs. 6 S. 2 

BbgKWahlG – wie auch in Sachsen - durch die Gemeindevertretung in 

öffentlicher Sitzung. Im Vorfeld kommt jedoch dem Wahlleiter eine beson-

dere Bedeutung zu. Laut § 81 Abs. 6 S. 1 BbgKWahlG ermittelt der Wahl-

leiter unverzüglich nach Abschluss der Unterschriftensammlung sowie der 

Einreichung des Bürgerbegehrens das Ergebnis des Abwahlbegehrens. Er 

überprüft, ohne die Beteiligung des Wahlausschusses, insbesondere die 

Wahlberechtigung der Unterzeichner und ermittelt die Anzahl der abstim-

mungsberechtigten Personen. Der Wahlleiter ist auch für die Beschluss-

vorbereitung zuständig und vor der o. g. Feststellung durch die Gemein-

devertretung anzuhören. Hierzu gibt er einen schriftlichen Bericht ab, wel-

cher Angaben zu den ermittelten gültigen und ungültigen Unterschriften 

sowie eine Auskunft über das Vorliegen einzelner Ungültigkeitsgründe 

enthält. Die Gemeindevertretung ist abschließend bei ihrer Entscheidung 

nicht an die Ergebnisermittlung des Wahlleiters gebunden.74 

                                            
73

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 2.4.1, Seite 340. 
74

 Vgl. ebenda, § 81 BbgKWahlG Erl. 5.2, Seite 344-345. 
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b) Einleitung des Abwahlverfahrens durch Beschluss der Ge-
meindevertretung 

Die zweite Möglichkeit zur Einleitung des Abwahlverfahrens stellt gemäß  

§ 81 Abs. 2 Nr. 2 BbgKWahlG ein Beschluss der Gemeindevertretung dar. 

Damit es überhaupt zur Beschlussfassung kommen kann, ist vorher ein 

schriftlicher Antrag zur Durchführung eines Bürgerbegehrens über die 

Abwahl des Bürgermeisters zu stellen. In Abweichung zu Sachsen bedarf 

dieser der persönlichen Unterzeichnung von mehr als der Hälfte der ge-

setzlichen Mitgliederzahl der Gemeindevertretung75 und muss beim Vor-

sitzenden der Gemeindevertretung im Original eingereicht werden. Eine 

Begründung des Antrags ist nicht erforderlich.76 An diesem Punkt muss 

jedoch beachtet werden, dass der Vorsitzende der Gemeindevertretung in 

Sachsen und Brandenburg zwei unterschiedliche Personen sind. Während 

in Sachsen der Bürgermeister Vorsitzender des Gemeinderats ist, obliegt 

in Brandenburg laut § 33 BbgKVerf bei amtsfreien Gemeinden einem aus 

der Mitte der Gemeindevertretung gewählten Mitglied und bei amtsange-

hörigen Gemeinden dem ehrenamtlichen Bürgermeister selbst der Vorsitz 

der Gemeindevertretung. In letzterem Fall ist der e. g. Antrag aufgrund der 

Befangenheit des ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 51 Abs. 1 S. 2 i. 

V. m. § 22 BbgKVerf an dessen Stellvertreter (§ 52 BbgKVerf) zu richten. 

Zudem muss der Antrag gemäß § 35 BbgKVerf von dem Vorsitzenden der 

Gemeindevertretung bzw. dem Stellvertreter des ehrenamtlichen Bürger-

meisters ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt werden.77 Dabei 

sieht § 81 Abs. 2 Nr. 2 BbgKWahlG zwischen der Antragstellung und der 

Beschlussfassung - anders als in Sachsen - eine Frist von mindestens 

einem und höchstens drei Monate vor. Zum einen soll damit die Beurtei-

lung der Sachlage nicht aufgrund einer übereilten Entscheidung von Emo-

tionen beeinflusst und zum anderen eine unnötige Hinauszögerung ver-

mieden werden. Für den Fristbeginn ist der Tag der Einreichung des An-

                                            
75

 Gemäß § 27 Abs. 1 S. 1 BbgKVerf besteht die Gemeindevertretung aus den Gemein-
devertretern und dem Bürgermeister. 
76

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 3.2, Seite 342. 
77

 Vgl. Schumacher, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfassungsrecht 
Brandenburg, § 53 BbgKVerf Erl. 12.2, Seite 13. 
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trages maßgebend. Bei Überschreitung der Frist ist ein erneuter Antrag zu 

stellen.78 

Das Gesetz enthält keine Regelung, ob dem Bürgermeister vor der Be-

schlussfassung der Gemeindevertretung Gelegenheit zur Stellungnahme 

zu geben ist. Sowohl Schumacher/Nobbe, als auch Schumacher vertreten 

den Standpunkt, dass eine Anhörung des Amtsinhabers entbehrlich ist.79 

Ebenso fehlt eine Regelung zur Aussprache über den Antrag. Das OVG 

Brandenburg-Berlin hält eine Aussprache für gesetzeskonform, da diesbe-

züglich kein gesetzlich geregeltes Verbot besteht.80 Dies unterscheidet 

sich von Sachsen, wo eine Aussprache ausdrücklich nicht vorgesehen ist. 

Über den Abwahlantrag muss gemäß § 39 Abs. 1 S. 2 und 3 BbgKVerf 

offen abgestimmt werden. Der Beschluss bedarf zur Einleitung des Bür-

gerentscheides einer Zwei-Drittel-Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl 

der Gemeindevertretung.81 

Dabei darf der Bürgermeister wegen Befangenheit nach § 51 Abs. 1 S. 2 

bzw. § 53 Abs. 3 S. 1 i. V. m. § 22 BbgKVerf weder bei der Antragstellung 

noch bei der Abstimmung über den Abwahlantrag teilnehmen.82 Dem ge-

genüber wird jedoch - im Gegensatz zu Sachsen - bei der Ermittlung bei-

der Quoren die Stimme des Bürgermeisters berücksichtigt.83 Vergleicht 

man diesbezüglich die erforderlichen Quoren beider Bundesländer, fällt 

auf, dass in Brandenburg das Quorum bei der Antragstellung höher und 

die erforderliche Mehrheit für die Beschlussfassung geringer ist. 

                                            
78

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 3.3, Seite 343. 
79

 Vgl. Schumacher, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfassungsrecht 
Brandenburg, § 53 BbgKVerf Erl. 12.2, Seite 13; vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schuma-
cher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfassungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG 
Erl. Punkt 3.4, Seite 343. 
80

 Vgl. OVG Brandenburg-Berlin, Beschluss v. 27.08.2007, Az. OVG 12 S 124.07, Rn. 1, 
3, juris. 
81

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 3.6, Seite 343. 
82

 Vgl. Schumacher, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfassungsrecht 
Brandenburg, § 53 BbgKVerf Erl. 12.2, Seite 13. 
83

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 3.2, Seite 342. 
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3.1.2 Beamtenrechtliche Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl 

Die organschaftlichen Folgen eines erfolgreichen Bürgerentscheides sind 

in Sachsen und Brandenburg zunächst identisch. Sowohl der hauptamtli-

che, als auch der ehrenamtliche Amtsinhaber scheidet gemäß § 82 Abs. 3 

S. 2 BbgKWahlG mit Ablauf des Tages, an dem der Wahlausschuss die 

für die Abwahl erforderliche Mehrheit feststellt - und der hauptamtliche 

Bürgermeister insbesondere auch mit Ablauf des Tages, an dem er die 

Verzichtserklärung abgibt - aus seinem Amt. Da allein der Tag der Fest-

stellung der Abwahl für das Aussscheiden aus dem Amt maßgeblich ist, 

hat die Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses i. S. d. § 81 Abs. 9  

S. 2 BbgKWahlG lediglich einen deklaratorischen Charakter.84 

Wie auch in Sachsen gibt es bei den besoldungs- und versorgungsrechtli-

chen Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl Unterschiede zwischen 

haupt- und ehrenamtlichen Amtsinhabern. Während die beamtenrechtli-

chen Konsequenzen für den ehrenamtlichen Bürgermeister in beiden 

Bundesländern vollständig übereinstimmen, indem nach der Abwahl we-

der besoldungs- noch versorgungsrechtliche Ansprüche bestehen, gibt es 

bei den brandenburgischen Regelungen für besoldungs- und versorgungs-

rechtliche Ansprüche des hauptamtlichen Bürgermeisters geringfügige 

Ergänzungen. 

Entsprechend den Bestimmungen in Sachsen ist der Bürgermeister als 

Hauptverwaltungsbeamter der amtsfreien Gemeinden nach § 53 Abs. 1 

BbgKVerf hauptamtlicher Beamter auf Zeit. Im Fall seiner Abwahl, endet 

mit Ablauf des Tages der Feststellung des Abwahlergebnisses bzw. der 

Abgabe der Verzichtserklärung das aktive Beamtenverhältnis nach § 123 

Abs. 5 S. 1 LBG.85 Laut Satz 2 dieses Paragraphen erhält der abgewählte 

Hauptverwaltungsbeamte bis zum Ablauf seiner Amtszeit Besoldung und 

Versorgung nach den entsprechenden Vorschriften. Obwohl die Art, Dauer 

und Höhe der e. g. Besoldung und Versorgung im Grundsatz bei beiden 

Bundesländern gleich ist, erscheint es erwähnenswert, dass im Gegensatz 

zum sächsischen Recht bereits der Wortlauf des § 123 Abs. 5 S. 2 LBG 

                                            
84

 Vgl. Schumacher, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfassungsrecht 
Brandenburg, § 53 BbgKVerf Erl. 12.3, Seite 13. 
85

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 7.2, Seite 347. 
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zwischen den besoldungs- und versorgungsrechtlichen Folgen der Abwahl 

unterscheidet und sowohl auf § 4 Abs. 3 i. V. m. § 4 Abs. 1 BbgBesG für 

den besoldungsrechtlichen Anspruch, als auch auf § 27 Abs. 6 BbgBe-

amtVG für die anschließende beamtenrechtliche Versorgung nach der 

Abwahl verweist. 

In Ergänzung hat die Verzichtserklärung des hauptamtlichen Bürgermeis-

ters keine schädlichen Auswirkungen auf besoldungs- und versorgungs-

rechtliche Ansprüche. In der Folge erhält der hauptamtliche Bürgermeister 

nach dem Amtsverzicht i. S. d. § 81 Abs. 1 S. 3 BbgKWahlG ebenso Be-

soldung und Versorgung nach Maßgabe der o. g. Vorschriften.86 

  

                                            
86

 Vgl. Schumacher/Nobbe, in: Schumacher/Augustesen/Benedens, Kommunalverfas-
sungsrecht Brandenburg, § 81 BbgKWahlG Erl. 4.1, Seite 344. 
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3.2 Sachsen-Anhalt 

Auch in Sachsen-Anhalt unterscheidet das Kommunalrecht bei der Aus-

übung des Bürgermeisteramtes zwischen Haupt- und Ehrenamt. Ob der 

Bürgermeister während seiner Amtszeit von sieben Jahren87 haupt- oder 

ehrenamtlich tätig ist, richtet sich allerdings nicht direkt nach der Einwoh-

nerzahl, sondern nach der Gemeindeart.88 Während der Bürgermeister in 

kreisfreien Städten und Einheitsgemeinden gemäß § 60 Abs. 1 i. V. m. § 7 

Abs. 1, 2 Nr. 1 KVG LSA als Hauptverwaltungsbeamter hauptamtlich tätig 

ist, nimmt er in den Mitgliedsgemeinden einer Verbandsgemeinde sein 

Amt ehrenamtlich wahr (§ 96 Abs. 3 S. 1 KVG LSA89). Wie in Sachsen 

kann der hauptamtliche Bürgermeister i. S. d. § 64 KVG LSA vorzeitig ab-

gewählt werden. Diese Abwahlmöglichkeit besteht nach § 96 Abs. 2 S. 6  

i. V. m. § 64 KVG LSA auch für den ehrenamtlichen Bürgermeister. 

Die beamtenrechtlichen Konsequenzen, welche sich aus einer erfolgrei-

chen Abwahl ableiten, sind insbesondere den Regelungen des LBesG 

LSA sowie des BeamtVG ST zu entnehmen. 

3.2.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl sowie des 
Abwahlverfahrens 

Wie in Sachsen ist auch in Sachsen-Anhalt die Abwahl eines Bürgermeis-

ters zweistufig ausgestaltet (Abbildung 5). Das eigentliche Abwahlverfah-

ren (Stufe 2) und das Einleitungsverfahren (Stufe 1) unterscheiden sich 

dabei hinsichtlich der einzelnen Anforderungen von den jeweiligen Stufen 

nach sächsischem Recht.90 

Indem § 96 Abs. 2 S. 6 KVG LSA im Hinblick auf die Abwahl des ehren-

amtlichen Bürgermeisters auf die für den haupamtlichen Bürgermeister 

geltenden Vorschriften des § 64 KVG LSA verweist, sind die kommunal-

rechtlichen Voraussetzungen der Abwahl für den haupt- und ehrenamtli-

chen Amtsinhaber identisch. 

                                            
87

 Vgl. §§ 61 Abs. 1 S. 2, 96 Abs. 1 S. 2 KVG LSA. 
88

 Zur genaueren Erläuterung der Gemeindearten in Sachsen-Anhalt siehe Anhang 3. 
89

 Aufgrund der besonderen Stellung der Mitgliedsgemeinden einer Verbandsgemeinde 
enthält das KVG LSA in den §§ 95 bis 97 diesbzüglich gesonderte Vorschriften. Im Übri-
gen gelten nach § 12 Abs. 1 S. 3 KVG LSA für Mitgliedsgemeinden einer Verbandsge-
meinde die allgemeinen für Gemeinden anzuwendenden Vorschriften entsprechend. 
90

 Vgl. Miller, in: Wiegand (Hrsg.), Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 64 
KVG LSA, Erl. 1, Seite 1. 
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Abbildung 4: Zwei Stufen der Abwahl in Sachsen-Anhalt91 

 

3.2.1.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl 

Voraussetzung für die Abwahl eines Bürgermeisters i. S. d. § 64 KVG LSA 

ist – übereinstimmend mit den Bestimmungen in Sachsen – die ordnungs-

gemäße Durchführung eines Abwahlverfahrens. Die dabei an das Ab-

wahlverfahren gestellten Anforderungen weichen allerdings in bestimmten 

Punkten von Sachsen ab. 

Wie auch in Sachsen kann der Bürgermeister gemäß § 64 Abs. 1 S. 1 

KVG LSA ausschließlich von den Bürgern der Gemeinde vorzeitig abge-

wählt werden.92 

Weitere Anforderungen an das Abwahlverfahren werden im § 64 Abs. 1  

S. 4 KVG LSA i. V. m. § 31 KWG LSA geregelt. 

Demnach legt zwar - entsprechend der Regelungen in Sachsen - der Ge-

meinderat als Vertretung93 gemäß § 31 Abs. 1 KWG LSA den Wahltag 

und die Wahlzeit für die Abwahl fest, jedoch bestimmt § 31 Abs. 1 KWG 

LSA eine Frist von maximal drei Monaten zwischen dem Einleitungsbe-

schluss des Gemeinderates (siehe Punkt 3.2.1.2) und dem Tag der Ent-

scheidung über die Abwahl durch die Bürger der Gemeinde. 

Abweichend zu Sachsen macht nach § 31 Abs. 3 KWG LSA der Wahlleiter 

den festgelegten Wahltag unverzüglich öffentlich bekannt. 

                                            
91

 Eigene Darstellung. 
92

 Vgl. Miller, in: Wiegand (Hrsg.), Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 64 
KVG LSA, Erl. 1, Seite 1. 
93

 Vgl. § 7 Abs. 1, 2 Nr. 1 KVG LSA. 
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Für den Fall, dass i. S. d. § 9 Abs. 1 S. 1 KWG LSA dem Bürgermeister 

die Funktion des Wahlleiters obliegt, erscheint es in diesem Zusammen-

hang jedoch naheliegend, dass nicht der Bürgermeister, sondern sein 

Stellvertreter (§ 9 Abs. 1 S. 2 KWG LSA) diesbezüglich tätig wird. 

Zudem wird für den Inhalt der Stimmzettel durch § 31 Abs. 4 KWG LSA 

ausdrücklich vorgeschrieben, dass dieser nur die mit „ja“ oder „nein“ zu 

entscheidende Abwahlfrage und keine Zusätze enthalten darf. 

Überdies ist das notwendige Quorum für eine Abwahl des Bürgermeisters 

geringer im Vergleich zu Sachsen, denn es muss sich gemäß § 31 Abs. 5 

KWG LSA eine Mehrheit der gültigen Stimmen für die Abwahl entschei-

den. Diese Mehrheit muss außerdem mindestens 30 % der Wahlberech-

tigten betragen. 

Während - in Übereinstimmung mit sächsischem Recht - der Wahlaus-

schuss das Ergebnis der Abwahl feststellt (§ 31 Abs. 6 i. V. m. § 37 KWG 

LSA), erfolgt nach § 31 Abs. 6 i. V. m. § 42 KWG LSA die öffentliche Be-

kanntgabe des Abwahlergebnisses hingegen durch den Wahlleiter.94 

Neben der eigentlichen Abwahl(-entscheidung) durch die Bürger i. S. d. 

§ 64 Abs. 1 S. 1 KVG LSA, hat diesbezüglich auch der Bürgermeister die 

Möglichkeit sein Amt vorzeitig zu beenden, indem er seinerseits gemäß 

§ 64 Abs. 2 KVG LSA auf die Durchführung des Abwahlverfahrens ver-

zichtet. Infolge dessen gilt er als abgewählt, wenn er die Verzichtserklä-

rung innerhalb von einer Woche nach dem Einleitungsbeschluss des Ge-

meinderates (siehe Punkt 3.2.1.2) schriftlich gegenüber dem Vorsitzenden 

des Gemeinderates abgibt. Zu beachten ist hierbei, dass der Gemeinde-

ratsvorsitzende in kreisfreien Städten und Einheitsgemeinden nicht, wie in 

Sachsen, der hauptamtliche Bürgermeister, sondern ein aus der Mitte der 

Vertretung gewählter Gemeinderat ist (§ 36 Abs. 2 S. 1 KVG LSA). In Mit-

gliedsgemeinden von Verbandsgemeinden führt dagegen nach § 96  

Abs. 4 S. 2 KVG LSA der ehrenamtliche Bürgermeister den Vorsitz im 

Gemeinderat. Deshalb ist in diesem Fall die Verzichtserklärung an dessen 

Stellvertreter i. S. d. § 96 Abs. 4 S. 3-4 KVG LSA zu richten. 

                                            
94

 Vgl. Miller, in: Wiegand (Hrsg.), Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 64 
KVG LSA, Erl. 3, Seite 3. 
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3.2.1.2 Kommunalrechtliche Voraussetzungen des Abwahlverfah-
rens 

Die Abwahl des Bürgermeisters in Sachsen-Anhalt hat bei den kommunal-

rechtlichen Voraussetzungen des Abwalverfahrens mit Sachsen außer-

dem die Gemeinsamkeit, dass das Abwahlverfahren einer vorherigen Ein-

leitung bedarf. Allerdings unterscheiden sich die Einleitungsverfahren bei-

der Bundesländer dahingehend, dass es in Sachsen diesbezüglich zwei 

und in Sachsen-Anhalt nur eine Möglichkeit zur Einleitung des Abwahlver-

fahrens gibt. In Sachsen-Anhalt kann das Abwahlverfahren allein durch 

den Gemeinderat eingeleitet werden (§ 64 Abs. 1 S. 2 KVG LSA).95 

Hierzu müssen nach § 64 Abs. 1 S. 2 1. HS KVG LSA mindestens zwei 

Drittel der Mitglieder des Gemeinderates einen Antrag auf die vorzeitige 

Abwahl des Bürgermeisters stellen. Dieser Antrag kann formlos erfolgen 

und bedarf damit insbesondere weder einer Schriftform, noch einer Be-

gründung.96 

Die Beschlussfassung über den Abwahlantrag selbst darf gemäß § 64 

Abs. 1 S. 3 KVG LSA frühestens drei Tage nach der Antragstellung erfol-

gen. Damit soll eine übereilte Fehlentscheidung, im Hinblick auf die mit 

einer erfolgreichen Abwahl einhergehenden beamtenrechtlichen Folgen 

(Erläuterung dazu siehe 3.2.2), vermieden werden. Die Frist zur Einberu-

fung nach § 53 Abs. 4 S. 2 KVG LSA muss jedoch nicht beachtet werden. 

Für die Einleitung des Abwahlverfahrens sind – wie in Sachsen - keine 

Sachvoraussetzungen erforderlich. Gleichwohl bedarf der Einleitungsbe-

schluss hingegen formell einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder 

des Gemeinderates. Da die Beschlussfassung des Gemeinderates keine 

Wahl i. S. d. § 56 Abs. 3 KVG LSA darstellt, wird bei der Entscheidung 

über den Abwahlantrag gemäß § 56 Abs. 2 S. 1 KVG LSA offen abge-

stimmt. Ein Recht zur Stellungnahme besitzt der Bürgermeister - entspre-

chend der Vorschriften in Sachsen - zwar nicht, indes bleibt es dem Ge-

                                            
95

 Ein Bürgerbegehren und auch ein Bürgerentscheid sind gemäß §§ 26 Abs. 2 Nr. 2, 27 
Abs. 1 S. 1, Abs. 2 KVG LSA zur Einleitung eines Abwahlverfahrens nicht zulässig. 
96

 Vgl. Miller, in: Wiegand (Hrsg.), Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 64 
KVG LSA, Erl. 2, Seite 1. 
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meinderat in Sachsen-Anhalt aber selbst überlassen, ob er den Bürger-

meister vor seinem Beschluss über den Antrag anhören möchte.97 

Während des gesamten Einleitungsverfahrens ist der Bürgermeister ge-

mäß §§ 77 bzw. 95 Abs. 3 S. 4 i. V. m. § 31 KVG LSA aufgrund der Be-

fangenheit von der Mitwirkung ausgeschlossen.98 Das Mitwirkungsverbot 

bestimmt nicht nur den Ausschluss von der Teilnahme an der Beschluss-

fassung, sondern macht vor allem, angesichts der originären Zuständigkeit 

des ehrenamtlichen Amtsinhabers, bei der Entgegennahme des Abwahl-

antrages, der Aufnahme des Themas auf die Tagesordnung und ggf. bei 

der Einberufung der Gemeinderatssitzung gemäß § 95 Abs. 2 S. 1 KVG 

LSA sowie der Leitung des Tagesordnungspunktes in der Sitzung i. S. d.  

§ 12 Abs. 1 S. 3 i. V. m. § 57 Abs. 1 KVG LSA ein Handeln dessen Stell-

vertreters notwendig. 

§ 64 Abs. 1 S. 2 KVG LSA verlangt zwar sowohl i. R. d. Antragstellung, als 

auch der Beschlussfassung bei der erforderlichen Mehrheit die Berück-

sichtigung der Gemeinderatsmitglieder in ihrer Gesamtheit99, allerdings 

weist der enthaltene Zusatz darauf hin, dass nur die Mitglieder des Ge-

meinderates bei der Ermittlung der erforderlichen Mehrheit angerechnet 

werden, welche nicht an der Mitwirkung gehindert sind. In der Folge be-

deutet dies, dass – wie in Sachsen – der Bürgermeister aufgrund des o. g. 

Mitwirkungsverbotes bei beiden Quoren nicht mitgezählt wird. 

Insgesamt sind die für den Einleitungsbeschluss notwendigen Quoren 

beider Bundesländer gleich. Dem gegenüber ist in Sachsen-Anhalt die 

Hürde, den Abwahlantrag zu stellen, vergleichsweise höher. 

3.2.2 Beamtenrechtliche Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl 

§ 64 Abs. 3 KVG LSA bestimmt nicht nur für den haupt-, sondern auch für 

den ehrenamtlichen Bürgermeister die Rechtsfolge einer erfolgreichen 

Abwahl. Demnach scheidet der Amtsinhaber mit Ablauf des Tages, an 

dem die öffentliche Bekanntgabe der Abwahl bzw. der Zugang der Ver-

zichtserklärung erfolgt, aus seinem Amt aus. 

                                            
97

 Vgl. ebenda, § 64 KVG LSA Erl. 2, Seite 2. 
98

 Vgl. ebenda, § 64 KVG LSA Erl. 3, Seite 3. 
99

 Zu den Mitgliedern des Gemeinderates gehört gemäß § 36 Abs. 1 S. 2 bzw. § 95  
Abs. 1 S. 1 KVG LSA neben den Gemeinderäten auch der Bürgermeister. 
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Anders als in Sachsen ist hierbei nicht der Tag der Feststellung der Ab-

wahl maßgebend. 

Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Ansprüche, die sich infolge 

dessen für den abgewählten Bürgermeister ergeben, unterscheiden sich 

dabei nicht von den Ansprüchen nach sächsischem Recht. 

Einerseits ist der ehrenamtliche Bürgermeister gemäß § 96 Abs. 3 S. 1 

KVG LSA Ehrenbeamter auf Zeit. Wie auch in Sachsen nimmt er damit 

sein Amt unentgeltlich wahr und erwirbt folglich für den Zeitraum nach der 

Abwahl weder besoldungs-, noch versorgungsrechtliche Ansprüche. 

Andererseits ist jedoch der hauptamtliche Bürgermeister Beamter auf Zeit 

(§ 60 Abs. 1 S. 1 KVG LSA i. V. m. § 7 LBG LSA). Mit dem Ausscheiden 

aus dem Amt endet gleichzeitig sein aktives Beamtenverhältnis. Ebenso 

wie in Sachsen hat der hauptamtliche Bürgermeister mit Beendigung sei-

nes aktiven Beamtenverhältnisses auf Zeit einen zeitlich begrenzten An-

spruch auf Weitergewährung der Besoldung in voller Höhe100 nach Maß-

gabe des § 4 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1 LBesG LSA. Die Versorgung, die dem 

abgewählten hauptamtlichen Bürgermeister im Anschluss bis zum Ablauf 

seiner regulären Amtszeit zusteht, bemisst sich nach § 66 Abs. 8 Be-

amtVG ST i. V. m. § 7 BesVersEG LSA und ist hinsichtlich der Art, Höhe 

und Dauer dem Grunde nach identisch mit dem versorgungsrechtlichen 

Anspruch nach sächsischen Vorschriften.101 

  

                                            
100

 Die grundlegende Besoldung des Hauptverwaltungbeamten richtet sich nach § 21 
LBesG LSA i. V. m. § 1 Abs. 1 KomBesVO. 
101

 Vgl. Miller, in: Wiegand (Hrsg.), Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 64 
KVG LSA, Erl. 4, Seite 4. 
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3.3 Thüringen 

Wie in Sachsen kann auch in Thüringen der Bürgermeister sein Amt je 

nach Gemeindegröße haupt- oder ehrenamtlich ausüben (§ 28 Abs. 2 

ThürKO). Bei beiden Ausprägungen der Amtsausübung dauert die Amts-

zeit gemäß § 28 Abs. 3 S. 2 ThürKO sechs Jahre. Als Gegenstück zu 

dessen Wahl, ist es in Thüringen ebenfalls möglich sowohl den haupt-, als 

auch ehrenamtlichen Amtsinhaber vor Ablauf seiner regulären Amtszeit 

abzuwählen.102 

Für den Bürgermeister einer Thüringer Gemeinde zieht die Abwahl auch 

beamtenrechtliche Folgen mit sich, welche insbesondere dem ThürBesG 

sowie dem ThürBeamtVG zu entnehmen sind. 

3.3.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl sowie des 
Abwahlverfahrens 

Rechtsgrundlage für die vorzeitige Abwahl des Bürgermeisters bildet § 28 

Abs. 6 ThürKO. Grundsätzlich gleicht der Aufbau der Abwahl des Bürger-

meisters in Thüringen dem sächsischen Modell. In beiden Fällen besteht 

die Abwahl aus zwei Stufen (Abbildung 4): dem Einleitungsverfahren (1. 

Stufe) sowie dem Abwahlverfahren (2. Stufe). Betrachtet man jedoch die 

Stufen im Einzelnen, lassen sich Abweichungen zu Sachsen feststellen.103 

Während die Abwahl materiell sowohl in Sachsen, als auch in Thüringen 

keiner bestimmten Gründe bedarf, sind hingegen die zu erfüllenden for-

mellen Anforderungen zwischen den Bundesländern teilweise verschie-

den.104 

                                            
102

 Vgl. Rücker, in: Rücker/Dieter/Schmidt/Vetzberger/Oehler, Kommunalverfassungs-
recht Thüringen, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 37. 
103

 Vgl. ebenda, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 38. 
104

 Vgl. ebenda, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 39. 
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Abbildung 5: Zwei Stufen der Abwahl in Thüringen105 

 

3.3.1.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl 

Wie auch in Sachsen bildet das Durchführen eines Abwahlverfahrens die 

Voraussetzung für eine vorzeitige Abwahl des Amtsinhabers. Das Ab-

wahlverfahren selbst richtet sich nach den Bestimmungen des § 28 Abs. 6 

S. 1 bis 3 ThürKO. 

Demnach obliegt - entsprechend der sächsischen Regelungen - allein den 

Gemeindebürgern die Entscheidung über die Abwahl des Bürgermeisters. 

Hierbei unterscheidet sich allerdings das erforderliche Quorum von dem in 

Sachsen. Es muss sich nämlich eine Mehrheit der gültigen Stimmen für 

die Abwahl des Amtsinhabers entscheiden und diese Mehrheit muss au-

ßerdem 30 % der Wahlberechtigten betragen. 

Ergänzend sind gemäß § 28 Abs. 6 S. 3 ThürKO die Vorschriften des 

ThürEBBG für das eigentliche Abwahlverfahren anzuwenden. 

In Abweichung zu Sachsen hat die Abwahl selbst, im Falle der Einleitung 

durch Gemeinderatsbeschluss, innerhalb einer Frist von einem und sechs 

Monaten nach der Beschlussfassung (nähere Erläuterung im Punkt 

3.3.1.2 a) zu erfolgen.106 Zudem legt laut § 19 Abs. 1 S. 1 und 2 Thür-

EBBG die Rechtsaufsichtsbehörde in Benehmen mit der Gemeinde den 

                                            
105

 Eigene Darstellung. 
106

 Vgl. § 18 Abs. 6 ThürEBBG. 
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Abstimmungstag fest, welcher ein feiertagsfreier Sonntag sein muss.107 

Für die Ermittlung der stimmberechtigten Personenzahl ist nach § 2 Abs. 4 

ThürEBBG die vor der letzten Gemeindewahl amtlich ermittelte Zahl der 

Bürger maßgebend. 

Im Anschluss an die Abstimmungshandlung sowie der Ergebnisermittlung 

erfolgt gemäß § 22 Abs. 2 S. 1 ThürEBBG die Feststellung des Abstim-

mungsergebnisses ebenfalls durch den Abstimmungsausschuss. Die Ab-

wahl selbst wird - im Gegensatz zu Sachsen – jedoch durch die Rechts-

aufsichtsbehörde festgestellt.108 Uckel leitet daraus eine Pflicht der Ge-

meinde zur Vorlage der Abwahlunterlagen und ein diesbezügliches Prü-

fungsrecht der Rechtsaufsichtsbehörde ab. Dieses umfasst die Überprü-

fung des ordnungsgemäßen Ablaufs des Abwahlverfahrens sowie des 

Ergebnisses der Abstimmung. Im Falle einer ordnungsgemäßen Durchfüh-

rung des Abwahlverfahrens sowie des Erreichens des erforderlichen Quo-

rums, stellt die Rechtsaufsichtsbehörde die Abwahl des Bürgermeisters 

fest. Da diese Feststellung erst mit Bekanntgabe an die Betroffenen 

Rechtkraft entfaltet, erhält der Bürgermeister unter Anordnung des Sofort-

vollzugs einen Bescheid seiner festgestellten Abwahl und die Gemeinde 

eine Kopie dessen.109 War hingegen die Abwahl nicht erfolgreich, erfolgt 

lediglich eine entsprechende Mitteilung der Rechtsaufsichtsbehörde an 

den Amtsinhaber.110 

3.3.1.2 Kommunalrechtliche Voraussetzungen des Abwahlverfah-
rens 

In Thüringen setzt die Durchführung eines Abwahlverfahrens ebenso ein 

vorgeschaltetes Einleitungsverfahren voraus. Wie in Sachsen kann die 

Abwahl eines Bürgermeisters mithilfe eines Gemeinderatsbeschlusses 

oder eines Bürgerbegehrens eingeleitet werden.111 
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 Vgl. Uckel, in: Uckel/Hauth/Hoffmann/Noll, Kommunalrecht in Thüringen, § 28 ThürKO 
Erl. 10.3. 
108

 Vgl. Wachsmuth, in: Wachsmuth/Oehler, Thüringer Kommunalrecht, § 28 ThürKO  
Erl. 6.3, 6.4. 
109

 Vgl. Uckel, in: Uckel/Hauth/Hoffmann/Noll, Kommunalrecht in Thüringen, § 28 ThürKO 
Erl. 10.4. 
110

 Vgl. Rücker, in: Rücker/Dieter/Schmidt/Vetzberger/Oehler, Kommunalverfassungs-
recht Thüringen, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 39. 
111

 Vgl. Wachsmuth, in: Wachsmuth/Oehler, Thüringer Kommunalrecht, § 28 ThürKO  
Erl. 6.1. 
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a) Einleitung des Abwahlverfahrens durch Gemeinderatsbe-
schluss 

Formell bedarf der Gemeinderatsbeschluss auch in Thüringen eines vor-

herigen Antrages zur Einleitung des Abwahlverfahrens. Nach den allge-

meinen Bestimmungen im § 35 Abs. 4 S. 2 ThürKO ist ein Antrag schrift-

lich von einer Fraktion oder von einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder 

zu stellen und in der nächsten Sitzung auf die Tagesordnung zu nehmen. 

Zu beachten ist hierbei auch die Trennung zwischen Antragstellung und 

Beratung einerseits sowie Beschlussfassung andererseits. Im Vergleich zu 

Sachsen, wo die Beratung und Entscheidung über den Antrag in ein und 

derselben Gemeinderatssitzung erfolgen können, findet in Thüringen die 

Beratung über den gestellten Antrag in einer gesonderten Gemeinderats-

sitzung statt. Vor dieser Beratung des Gemeinderates ist dem Amtsinha-

ber – im Gegensatz zu Sachsen - jedoch Gelegenheit zur Stellungnahme 

zu geben.112 

§ 28 Abs. 6 S. 5 ThürKO sieht für den Zeitraum zwischen den beiden Sit-

zungen des Gemeinderates (Beratung und Beschlussfassung) eine Dauer 

von mindestens 14 Tagen vor. Grund für diese Zeitspanne ist das Verhin-

dern einer unüberlegten spontanen Entscheidung, indem den Gemeinde-

ratsmitgliedern im Anschluss an die Beratung noch genügend Zeit und 

Gelegenheit gegeben wird, die Gründe für die Abwahl neutral und ohne 

Einfluss von Emotionen zu betrachten, verschiedene Darlegungen abzu-

wägen und sich in kleiner Runde auszutauschen.113 Eine Beschlussfas-

sung ohne Beachtung der Frist hätte zur Folge, dass diese ungültig wä-

re.114 

Die ThürKO bestimmt im § 28 Abs. 6 S. 4 für den Beschluss des Gemein-

derats zur Einleitung des Abwahlverfahrens eine Mehrheit von zwei Drittel 

der Gemeinderatsmitglieder. Das hierbei erforderliche Quorum ist damit 

geringer als in Sachsen. Gleichwohl wird bei der Ermittlung der notwendi-

gen Mehrheit der Bürgermeister (als Mitglied des Gemeinderates nach  

                                            
112

 Vgl. Uckel, in: Uckel/Hauth/Hoffmann/Noll, Kommunalrecht in Thüringen, § 28 ThürKO 
Erl. 10.2. 
113

 Vgl. Rücker, in: Rücker/Dieter/Schmidt/Vetzberger/Oehler, Kommunalverfassungs-
recht Thüringen, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 38. 
114

 Vgl. Wachsmuth, in: Wachsmuth/Oehler, Thüringer Kommunalrecht, § 28 ThürKO  
Erl. 6.1.1.1. 
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§ 23 Abs. 1 ThürKO) berücksichtigt.115 Überdies ist eine Begründung der 

Einleitungsentscheidung nicht vorgesehen.116 

Auch in Thüringen gilt gemäß § 38 Abs. 1 S. 1 ThürKO das Beteiligungs-

verbot für den Bürgermeister wegen Befangenheit, sodass er weder an 

der Beratung, noch an der Beschlussfassung teilnehmen darf. Erwäh-

nenswert ist ebenso die Möglichkeit nach § 40 Abs. 1 ThürKO, über die 

Einleitung des Abwahlverfahrens in nichtöffentlicher Sitzung zu beraten 

und zu beschließen. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn das Abwahlver-

fahren anlässlich eines Fehlverhaltens des Amtsinhabers eingeleitet 

wird.117 Hinsichtlich der Befangenheit des Bürgermeisters während des 

Einleitungsverfahrens ergibt sich die Zuständigkeit seines Stellvertre-

ters.118 

b) Einleitung des Abwahlverfahrens durch Bürgerbegehren 

Neben dem Beschluss durch den Gemeinderat kann das Abwahlverfahren 

gemäß § 28 Abs. 6 S. 3 ThürKO i. V. m. § 11 Abs. 2 ThürEBBG auch 

durch ein Bürgerbegehren eingeleitet werden. Hierzu sind nach § 14  

Abs. 3 S. 2 ThürEBBG die Verfahrensbestimmungen des ThürEBBG an-

zuwenden.119 

Im Gegensatz zu Sachsen ist das Bürgerbegehren vorher nicht nur bei der 

Gemeinde anzuzeigen, sondern gemäß § 12 Abs. 1 ThürEBBG dessen 

Zulassung schriftlich zu beantragen. Dabei muss die Gemeindeverwaltung 

innerhalb von vier Wochen über die Zulässigkeit des Antrages entschei-

den und ihre Entscheidung der benannten Vertrauensperson des Bürger-

begehrens zustellen (§ 12 Abs. 3, 5 S. 1 ThürEBBG). Ist der Antrag zuläs-

sig, setzt nach § 13 ThürEBBG - anders als in Sachsen - die Gemeinde-

verwaltung im Einvernehmen mit der Vertrauensperson den Beginn der 

vier-monatigen Sammlungsfrist fest und macht den Antrag des Bürgerbe-

                                            
115

 Vgl. Rücker, in: Rücker/Dieter/Schmidt/Vetzberger/Oehler, Kommunalverfassungs-
recht Thüringen, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 38. 
116

 Vgl. Uckel, in: Uckel/Hauth/Hoffmann/Noll, Kommunalrecht in Thüringen, § 28 ThürKO 
Erl. 10.1. 
117

 Vgl. Rücker, in: Rücker/Dieter/Schmidt/Vetzberger/Oehler, Kommunalverfassungs-
recht Thüringen, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 38. 
118

 Vgl. Uckel, in: Uckel/Hauth/Hoffmann/Noll, Kommunalrecht in Thüringen, § 28 ThürKO 
Erl. 10.2. 
119

 Vgl. Wachsmuth, in: Wachsmuth/Oehler, Thüringer Kommunalrecht, § 28 ThürKO  
Erl. 6.1.2. 
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gehrens mit vollständigem Wortlaut rechtzeitig vor Beginn der Samm-

lungsfrist ortsüblich bekannt. 

Gemäß § 14 Abs. 1 ThürEBBG erfolgt die Unterstützung des Bürgerbe-

gehrens durch Eintragung in Unterschriftslisten. Weitere formelle Anforde-

rungen an den Inhalt des Bürgerbegehrens werden hier im ThürEBBG 

nicht explizit benannt. Es erscheint jedoch naheliegend, dass aus den Un-

terschriftslisten eindeutig hervorgehen sollte, wofür die jeweilige Unter-

schrift geleistet wird. 

Über das Zustandekommen des Bürgerbegehrens entscheidet gemäß  

§ 14 Abs. 4 ThürEBBG der Gemeinderat innerhalb von zwei Monaten 

nach Eingang der Unterschriftslisten. Ein Bürgerbegehren, welches auf die 

Abwahl des Bürgermeisters abzielt, ist nach § 14 Abs. 3 S. 1 ThürEBBG 

zustande gekommen, wenn mindestens 35 % der stimmberechtigten Bür-

ger unterschrieben haben. Die hierbei erforderliche Mehrheit ist damit hö-

her als in Sachsen. Die Entscheidung des Gemeinderates ist folglich der 

Vertrauensperson unverzüglich zuzustellen (§ 14 Abs. 5 ThürEBBG). 

Auch an dieser Stelle ist die Befangenheit des Bürgermeisters zu beach-

ten. So muss u. a. bei der ortsüblichen Bekanntgabe und der Behandlung 

der Entscheidung über das Zustandekommen des Bürgerentscheids im 

Gemeinderat der Stellvertreter des Bürgermeisters tätig werden. 

3.3.2 Beamtenrechtliche Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl 

Während die kommunalrechtlichen Voraussetzungen der Abwahl (sowie 

des Abwahlverfahrens) bei haupt- und ehrenamtlichen Amtsinhaber nicht 

unterschieden werden, weichen die Konsequenzen einer erfolgreichen 

Abwahl des hauptamtlichen Bürgermeisters von denen eines ehrenamtli-

chen Amtsinhabers ab. Angesichts dessen gibt es eine Übereinstimmung 

mit sächsischem Recht. 

Wie in Sachsen bewirkt eine erfolgreiche Abwahl zunächst für beide Aus-

prägungen des Bürgermeisteramtes ein Ausscheiden aus dem Amt. Maß-

gebend ist gemäß § 28 Abs. 6 S. 5 ThürKO dabei aber der Ablauf des Ta-

ges, an dem die Rechtsaufsichtsbehörde die Abwahl feststellt (dies erfolgt, 

wie bereits im Punkt 3.3.1.1 erläutert, mit Zustellung des Bescheides an 

den Bürgermeister). 
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§ 28 Abs. 6 S. 6 ThürKO regelt die sich daraus ausschließlich für den ab-

gewählten haupamtlichen Bürgermeister ergebende besoldungs- und ver-

sorgungsrechtliche Konsequenz. Als Ruhestandsbeamter erhält der 

hauptamtliche Bürgermeister – entsprechend den sächsischen Bestim-

mungen – weiterhin Besoldung für den Monat, in dem ihm die Abwahl mit-

geteilt worden ist und für die folgenden drei Monate (§ 4 Abs. 3 i. V. m. 

Abs. 1 ThürBesG). Die Höhe der Besoldung bemisst sich nach den vollen 

Bezügen, die dem Bürgermeister gemäß §§ 3, 19 ThürBesG i. V. m. §§ 1, 

2 Abs. 1 Nr. 1 ThürKomBesV am Tag vor seiner Abwahl zustanden. Dar-

über hinaus ergibt sich aus § 77 Abs. 8 ThürBeamtVG bis zum Ablauf sei-

ner Amtszeit ein mit sächsischen Regelungen vergleichbarer Anspruch auf 

Versorgung.120 Die einzige Abweichung zu Sachsen besteht in der Ermitt-

lung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit, welche für die Berechnung des er-

dienten Ruhegehalts nach Ablauf der Fünf-Jahresfrist maßgebend ist. Im 

Vergleich zur sächsischen Rechtslage ist eine Erhöhung der ruhegehalt-

fähigen Dienstzeit um den Zeitraum, in welchem der Bürgermeister die 

erhöhte Versorgung erhält, nicht vorgesehen. 

Ungeachtet dessen ist der ehrenamtliche Bürgermeister – wie in Sachsen 

– Ehrenbeamter (§ 28 Abs. 2 ThürKO) und nimmt sein Amt grundsätzlich 

unentgeltlich wahr. Damit bestehen nach der Abwahl ebenso weder be-

soldungs,- noch versorgungsrechtliche Ansprüche. Allerdings kann dem 

abgewählten ehrenamtlichen Bürgermeister unter bestimmten Vorausset-

zungen nach § 8 ThürKWBG Ehrensold gewährt werden. Dieser würde ein 

Drittel der zuletzt bezogenen Aufwandsentschädigung i. S. d. § 13 Abs. 2 

ThürKO i. V. m. § 1 ThürAufEVO betragen.121 

  

                                            
120

 Vgl. Rücker, in: Rücker/Dieter/Schmidt/Vetzberger/Oehler, Kommunalverfassungs-
recht Thüringen, § 28 ThürKO Erl. 21, Seite 40. 
121

 Vgl. ebenda, 28 ThürKO Erl. 21, Seite 40 und Erl. 9, Seite 24. 
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3.4 Mecklenburg-Vorpommern 

In Mecklenburg-Vorpommern erfolgt die Form der Ausübung eines Bür-

germeisteramtes in Abhängigkeit von der Gemeindeart122. Wohingegen 

der Bürgermeister in kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten, 

amtsfreien sowie in geschäftsführenden Gemeinden gemäß § 38 Abs. 1 

KV M-V hauptamtlich tätig ist, haben amtsangehörige Gemeinden nach  

§ 39 Abs. 1 KV M-V einen ehrenamtlichen Bürgermeister. Anders als in 

Sachsen unterscheidet sich die Amtszeit eines ehrenamtlichen Amtsinha-

bers, welche mit fünf Jahren der Wahlperiode der Gemeindevertretung 

entspricht (§ 37 Abs. 3 i. V. m. § 23 Abs. 1 KV M-V), von der Amtszeit ei-

nes hauptamtlichen Bürgermeisters. Diese letztere wird gemäß § 37  

Abs. 2 KV M-V durch Hauptsatzung bestimmt und liegt in einem Rahmen 

von mindestens sieben und höchstens neun Jahren. Ungeachtet dessen 

ermöglicht das Kommunalrecht in Mecklenburg-Vorpommern ebenfalls vor 

Ablauf der Amtszeit eine vorzeitige sog. Abberufung des Bürgermeisters. 

Dabei regelt insbesondere die KV M-V, das BBesGfBest M-V sowie das 

LBeamtVG M-V die beamtenrechtlichen Konsequenzen, welche für den 

Bürgermeister mit einer erfolgreichen Abberufung einhergehen. 

3.4.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl sowie des 
Abwahlverfahrens 

Obwohl für Mecklenburg-Vorpommern vor allem die Regelungen des KV 

M-V den Begriff „Abberufung“ enthalten, entspricht diese Bezeichnung im 

weiteren Sinne dem Verständnis der Abwahl des Bürgermeisters in Sach-

sen. Auch der Aufbau des Verfahrens zur Abberufung des Bürgermeisters 

gleicht dem der Abwahl in Sachsen. Die Abberufung besteht aus dem ei-

gentlichen Abberufungsverfahren (Stufe 2) sowie dem Einleitungsverfah-

ren (Stufe 1) und ist damit ebenso zweistufig aufgebaut (Abbildung 6). Bei 

beiden Stufen ergeben sich allerdings Unterschiede bzw. Abweichungen 

zur Rechtslage in Sachsen. 

In Übereinstimmung mit sächsischen Regelungen besteht die Möglichkeit 

zur Abberufung sowohl für den haupt-, als auch für den ehrenamtlichen 

Bürgermeister. 

                                            
122

 Zur genaueren Erläuterung der Gemeindearten in Mecklenburg-Vorpommern siehe 
Anhang 4. 
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Abbildung 6: Zwei Stufen der Abwahl in Mecklenburg-Vorpommern123 

 

Überdies wird bei den an die Abberufung sowie das Abberufungsverfahren 

gestellten kommunalrechtlichen Voraussetzungen nicht zwischen Haupt- 

und Ehrenamt unterschieden. 

3.4.1.1 Kommunalrechtliche Voraussetzungen der Abwahl 

Die Abberufung eines Bürgermeisters setzt wie in Sachsen ein erfolgreich 

durchgeführtes Abberufungsverfahren voraus. Hinsichtlich dieses Verfah-

rens bestehen ebenso bestimmte formelle Anforderungen. 

§ 32 Abs. 5 KV M-V sieht für die Abberufung eines direkt gewählten Bür-

germeisters ausschließlich die Durchführung eines Bürgerentscheides vor 

und verweist auf die ergänzenden Regelungen des § 20 KV M-V. Obwohl 

ein Bürgerentscheid über die Rechtsverhältnisse von haupt- oder ehren-

amtlichen Personen gemäß § 20 Abs. 2 Nr. 2 KV M-V gundsätzlich aus-

geschlossen ist, lässt § 20 Abs. 7 KV M-V als Spezialregelung für die Ab-

berufung des Amtsinhabers einen Bürgerentscheid zu.124 Damit entschei-

den folglich  – entsprechend den sächsischen Bestimmungen - allein die 

Gemeindebürger über die Abberufung des Amtsinhabers.125 

Bemerkenswert sind hierbei die in Betracht kommenden Formen zur 

Durchführung des Bürgerentscheides. Nach § 17 Abs. 1 KV-DVO kann ein 
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 Eigene Darstellung. 
124

 Vgl. Wollenteit/Vieweg/Pfützner/Bitto, in: Schröder/Freund/Wellmann, Kommunalver-
fassungsrecht Mecklenburg-Vorpommern, § 20 KV M-V Erl. 5.1, Seite 11. 
125

 Vgl. Wellmann/Willner, in: Schröder/Freund/Wellmann, Kommunalverfassungsrecht 
Mecklenburg-Vorpommern, § 32 KV M-V Erl. 7.2.1, Seite 11. 
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Bürgerentscheid entweder als Abstimmung in Räumen, im Rahmen einer 

Einwohnerversammlung (§ 18 Abs. 4 KV-DVO) oder als reine Briefab-

stimmung (§ 18 Abs. 5 KV-DVO) erfolgen. In den Fällen der Einwohner-

versammlung sowie der Briefabstimmung muss der Bürgerentscheid laut  

§ 17 Abs. 1 S. 4 KV-DVO nicht zwingend an einem Sonntag stattfinden. 

Die Gemeindevertretung kann diesbezüglich einen anderen Tag festlegen. 

Die Gemeinde hat gemäß § 17 Abs. 1 S. 6 KV-DVO die Durchführung des 

Bürgerentscheides frühestens sechs und spätestens zwei Wochen vorher 

öffentlich bekanntzumachen. Dabei muss die öffentliche Bekanntmachung 

neben der zu entscheidenden Frage, der Art der Durchführung, den Ab-

stimmungszeitraum auch die Voraussetzungen für die Stimmberechtigung 

sowie die Stimmabgabe beinhalten. 

§ 17 Abs. 2 S. 2 KV-DVO regelt hinsichtlich der Abberufung ausdrücklich, 

dass im Vorfeld der Durchführung des Bürgerentscheides auf eine Darle-

gung der Auffassung zur Sachlage sowohl seitens der Gemeindevertre-

tung, als auch des Bürgermeisters andererseits verzichtet wird. 

Nach Beendigung der Abstimmung i. R. d. Bürgerentscheides wird das 

Stimmergebnis ermittelt und durch den Abstimmungsausschuss in öffentli-

cher Sitzung festgestellt (§ 18 Abs. 2 S. 1 und 2 KV-DVO). Der Bürgerent-

scheid über die Abberufung des Bürgermeisters hat Erfolg, wenn sich ge-

mäß § 20 Abs. 7 S. 3 KV M-V eine Mehrheit von zwei Drittel der gültigen 

Stimmen für eine Abberufung des Amtsinhabers aussprechen. Zudem 

muss diese Mehrheit mindestens ein Drittel der stimmberechtigten Perso-

nen betragen.126 Damit unterscheidet sich das hierbei vorgesehene Quo-

rum von dem einschlägigen Quorum in Sachsen. 

Das festgestellte Abstimmungsergebnis wird nach § 18 Abs. 2 S. 3 KV-

DVO durch die Gemeinde unverzüglich öffentlich bekannt gemacht und 

zusätzlich auch dem Ministerium für Inneres und Sport auf dem Dienstweg 

mitgeteilt. 

Bei der öffentlichen Bekanntgabe der Durchführung des Bürgerentschei-

des einerseits und des Abstimmungsergebnisses andererseits ist – wie in 

                                            
126

 Vgl. Wollenteit/Vieweg/Pfützner/Bitto, in: Schröder/Freund/Wellmann, Kommunalver-
fassungsrecht Mecklenburg-Vorpommern, § 20 KV M-V Erl. 5.2, Seite 12. 
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Sachsen - zu beachten, dass der Bürgermeister gemäß § 38 Abs. 8 bzw. 

§ 39 Abs. 4 KV M-V aufgrund der in seiner Person liegenden Ausschluss-

gründe i. S. d. § 24 Abs. 1 Nr. 1 KV M-V nicht tätig werden darf. Es ergibt 

sich folglich die Zuständigkeit seines Stellvertreters (§ 40 Abs. 1 KV M-V). 

In Ergänzung ist an dieser Stelle zu erwähnen, dass der Bürgermeister, im 

Gegensatz zu sächsischem Recht, nicht nur direkt von den Bürgern, son-

dern in bestimmten Fällen auch von der Gemeindevertretung gewählt 

werden kann (§ 67 Abs 4 LKWG M-V). Diese Ausnahme tritt beispielswei-

se ein, wenn alle zugelassenen Personen vor der Wahl zurücktreten oder 

kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wird. Ferner besteht ebenso die 

Möglichkeit zur Abberufung des von der Gemeindevertretung gewählten 

Bürgermeisters. Eine solche Abberufung erfolgt gemäß § 32 Abs. 4 S. 4 

KV M-V nach den für Beigeordnete geltenden Abberufungsvorschriften 

des § 32 Abs. 4 KV M-V.127 Da die Wahl des Bürgermeisters durch den 

Gemeinderat sowie dessen Abberufung einen vom Gesetzgeber geregel-

ten Ausnahmefall darstellt, wird im Rahmen dieser Arbeit auf eine genaue 

Erläuterung des Verfahrens verzichtet. Interessant erscheint jedoch, dass 

die Abberufung nicht durch die Bürger, sondern durch die Gemeindever-

tretung entschieden wird.128 Betrachtet man den Abberufungsantrag und  

-beschluss der Gemeindevertretung als Einheit, wird deutlich, dass die 

Abberufung hier lediglich aus einer Stufe (Stufe 2: Abberufungsverfahren) 

besteht. Ein Einleitungsverfahren (Stufe 1) ist nicht vorgesehen, was wie-

derum zu einer erheblichen Abkürzung des gänzlichen Verfahrens führt. 

Folglich lässt sich ableiten, dass die Hürden für diese Art von Abberufung 

vergleichsweise geringer sind. Dennoch ist in diesem Kontext ein Zusam-

menhang zwischen der Abberufung des direkt und des von der Gemein-

devertretung gewählten Bürgermeisters erkennbar: in beiden Fällen ob-

liegt die Abberufungsentscheidung denjenigen Personen, welche dem 

Bürgermeister die Legitimation zur Amtsausübung verliehen haben. 
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 Vgl. Wellmann/Willner, in: Schröder/Freund/Wellmann, Kommunalverfassungsrecht 
Mecklenburg-Vorpommern, § 32 KV M-V Erl. 7.2.2, Seite 11. 
128

 Vgl. ebenda, § 32 KV M-V Erl. 7.3, Seite 11. 
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3.4.1.2 Kommunalrechtliche Voraussetzungen des Abwahlverfah-
rens 

Das eben in 3.4.1.1 erläuterte eigentliche Abberufungsverfahren kann nur 

durchgeführt werden, wenn es vorher eingeleitet wurde. Ein solches vo-

rausgehendes Einleitungsverfahren muss - ebenso wie in Sachsen - for-

mellen Anforderungen genügen. 

Im Unterschied zur sächsischen Rechtslage kann die Einleitung des Abbe-

rufungsverfahrens ausschließlich durch einen Beschluss der Gemeinde-

vertretung herbeigeführt werden.129 

Bevor es zur Beschlussfassung des Gemeinderates kommt, ist zunächst 

ein Antrag zur Aufnahme der Angelegenheit auf die Tagesordnung zu stel-

len.130 Dies kann einerseits durch ein Mitglied der Gemeindevertretung  

i. S. d. § 29 Abs. 1 S. 3 KV M-V und andererseits bei besonderer Dring-

lichkeit während einer Sitzung mit dem Beschluss durch die Mehrheit aller 

Mitglieder der Gemeindevertretung nach § 29 Abs. 4 KV M-V erfolgen. 

Der Beschluss zur Durchführung eines Bürgerentscheides über die Abbe-

rufung des Amtsinhabers bedarf gemäß § 20 Abs. 7 S. 1 KV M-V der 

Mehrheit von zwei Dritteln aller Mitglieder der Gemeindevertretung131. Das 

für den Einleitungsbeschluss erforderliche Quorum ist damit geringer ge-

genüber dem in Sachsen. Obwohl man aus dem Wortlaut vermuten könn-

te, dass der Bürgermeister bei der Ermittlung der erforderlichen Mehrheit 

angerechnet wird, bleibt er - übereinstimmend mit sächsischen Vorschrif-

ten - unberücksichtigt.132 

Des Weiteren ist im o. g. Beschluss gleichzeitig zu bestimmen, wann der 

Bürgerentscheid durchgeführt werden soll. Für die Form der Beschluss-

fassung verweist § 20 Abs. 7 S. 2 KV M-V auf den § 32 Abs. 1 S. 1 KV  

M-V. Demnach wird die Abstimmung durch Handzeichen vorgenommen, 

sofern nicht ein Mitglied der Gemeindevertretung ein geheimes Votum be-
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 Vgl. Wollenteit/Vieweg/Pfützner/Bitto, in: Schröder/Freund/Wellmann, Kommunalver-
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antragt. Gleichwohl ist ggf. ein Ausschluss der Öffentlichkeit nach § 29 

Abs. 5 S. 2 KV M-V möglich. Nach der Beschlussfassung muss im weite-

ren Verfahren außerdem ein Benehmen mit der Rechtsaufsichtsbehörde 

hergestellt werden.133 

Für das Einleitungsverfahren muss im Übrigen beachtet werden, dass der 

Vorsitz der Gemeindevertretung lediglich in ehrenamtlich verwalteten Ge-

meinden dem Bürgermeister obliegt (§ 28 Abs. 3 S. 1 und 2 KV M-V). Die-

ser ist jedoch aufgrund von Befangenheit gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 1 KV  

M-V von jeglicher Mitwirkung ausgeschlossen. Das hat, wie in Sachsen, 

zur Folge, dass der ehrenamtliche Amtsinhaber weder beratend, noch be-

schließend an der Sitzung teilnehmen kann. Zugleich geht die Zuständig-

keit, etwa bei der Festlegung der Tagesordnung und Einberufung der Sit-

zung nach § 29 Abs. 1 S. 1 KV M-V sowie deren Leitung, auf den Stellver-

treter des Bürgermeisters i. S. d. § 28 Abs. 5 S. 5 KV M-V über. 

3.4.2 Beamtenrechtliche Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl 

Hat der Bürgerentscheid Erfolg, treten die beamtenrechtlichen Konse-

quenzen einer Abberufung ein, welche sich jedoch bei haupt- und ehren-

amtlichen Bürgermeistern unterscheiden. 

§ 20 Abs. 7 S. 5 KV M-V regelt dabei ausschließlich die sich für den ab-

gewählten hauptamtlichen Bürgermeister ergebende beamtenrechtliche 

Konsequenz. Er tritt infolge der Abberufung in den einstweiligen Ruhe-

stand, sofern eine Wartezeit von fünf Jahren nach Maßgabe des Versor-

gungsrechts erfüllt wurde. Damit unterscheidet sich diese Abwahlregelung 

nicht nur hinsichtlich des Zeitpunkts, mit welchem das aktive Beamtenver-

hältnis nach § 6 Abs. 4 LBG M-V endet, von den sächsischen Vorschrif-

ten. Maßgebend für den e. g. Zeitpunkt ist hier der Tag nach der Bekannt-

gabe des erfolgreichen Bürgerentscheides i. S. d. § 18 Abs. 2 S. 3 KV-

DVO.134 Zusätzlich besteht die Hürde, dass eine Wartezeit von fünf Jahren 

gemäß § 4 LBeamtVG M-V erfüllt sein muss. Infolge dessen können sich 

zwei Konstellationen für den abgewählten Bürgermeister ergeben: 
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Ist einerseits die Wartezeit von fünf Jahren erfüllt, tritt der Bürgermeister in 

den einstweiligen Ruhestand. Gemäß § 4 Abs. 1 BBesGfBest M-V erhält 

er für den Monat, in welchem ihm die Versetzung in den Ruhestand mitge-

teilt worden ist und für die folgenden drei Monate seine vollen Bezüge135, 

die ihm am Tag vor der Versetzung zustanden. Im Anschluss hat bis zum 

Ablauf seiner Amtszeit, bei einem vorherigen Eintritt in den Ruhestand 

oder der Entlassung längstens bis zu diesem Zeitpunkt, einen Anspruch 

auf Versorgung nach § 66 Abs. 8 LBeamtVG M-V. D. h. er erhält während 

der ersten fünf Jahre eine erhöhte Versorgung in Höhe von 71,75 % der 

ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, 

in der sich der Bürgermeister zur Zeit seiner Abberufung befand. Endet 

seine Amtszeit erst nach Ablauf der Fünf-Jahresfrist, erhält er für die rest-

liche Zeit im einstweiligen Ruhestand ein erdientes Ruhegehalt nach den 

allgemeinden beamtenversorgungsrechtlichen Vorschriften (§ 4 Abs. 3  

i. V. m. § 14 LBeamtVG M-V). 

Auffällig ist hierbei, dass die besoldungs- und versorgungsrechtlichen An-

sprüche zwar bezüglich der Höhe und Dauer mit denen in Sachsen über-

einstimmen, allerdings die zusätzliche ruhegehaltfähige Dienstzeit nach  

§ 66 Abs. 8 S. 2 LBeamtVG M-V vergleichsweise nicht bei der Versorgung 

berücksichtigt wird, die der Bürgermeister bis zum Ablauf seiner Amtszeit 

erhält. Eine Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit i. S. d. § 66 Abs. 8 

S. 2 LBeamtVG M-V ist erst bei der Berechnung der Versorgung nach Ab-

lauf der Amtszeit und dem gleichzeitigen Eintritt in den dauernden Ruhe-

stand vorgesehen. 

Für den Fall, dass andererseits die fünf-jährige Wartezeit nicht erfüllt ist, 

tritt der abgewählte Bürgermeister nicht in den einstweiligen Ruhestand. 

Dennoch erhält er einen mit dem in den einstweiligen Ruhestand versetz-

ten Bürgermeister vergleichbaren besoldungs- und versorgungsrechtli-

chen Anspruch nach § 4 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1 BBesGfBest M-V und § 66 

Abs. 8 LBeamtVG bis zum Ende seiner Amtszeit. Ebenso wird hier die in  

§ 66 Abs. 8 S. 2 LBeamtVG M-V genannte Erhöhung der ruhegehaltfähi-

gen Dienstzeit nicht bei der Berechnung der erdienten Versorgung be-

                                            
135

 Die regulären Bezüge des hauptamtlichen Bürgermeisters richten sich nach § 21 
BBesGfBest M-V i. V. m. §§ 2, 5 KomBesLVO M-V. 



 

 48 

rücksichtigt. Allerdings findet diese wegen der Entlassung des Bürger-

meisters dagegen auch nach Ablauf der Amtszeit keine Beachtung. 

Für den ehrenamtlichen Bürgermeister, der zugleich Ehrenbeamter ist  

(§ 39 Abs. 5 KV M-V), hat die Abberufung – entsprechend der Rechtslage 

in Sachsen - neben dem Ausscheiden aus dem Amt gemäß § 5 Abs. 1  

Nr. 1 S. 3 Buchst. b) LBG M-V keinerlei besoldungs- und versorgungs-

rechtlichen Folgen. 
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4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Abwahlvoraus-
setzungen, des Abwahlverfahrens sowie der beamten-
rechtlichen Konsequenzen zwischen den ostdeutschen 
Bundesländern 

Die im Punkt 2 und 3 gewonnenen Erkenntnisse aus dem Vergleich der 

Regelungen der ostdeutschen Bundesländer mit der sächsischen Rechts-

lage zur Abwahl des Bürgermeisters lassen sich schließlich in einer Über-

sicht zusammenfassen. Anhand der tabellarischen Darstellung im Anhang 

5 sollen folglich die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der einzelnen 

Abwahlregelungen der jeweiligen Bundesländer aufgezeigt werden. 

  



 

 50 

5 Vor- und Nachteile der jeweiligen Länderregelungen 

Betrachtet man die Rechtslage in Sachsen sowie eine Auswahl der von 

den sächsischen Vorschriften abweichenden Abwahlregelungen anderer 

ostdeutscher Bundesländer, können des Weiteren die folgenden Vor- und 

Nachteile der jeweiligen Länderregelungen abgeleitet werden. 

Bereits beim Einleitungsverfahren ist ersichtlich, dass das Abwahlverfah-

ren in Sachsen, Brandenburg und Thüringen sowohl durch einen Be-

schluss des Gemeinderates136, als auch durch ein Bürgerbegehren einge-

leitet werden kann, während hingegen in Sachsen-Anhalt und Mecklen-

burg-Vorpommern die Einleitung ausschließlich durch einen Gemeinde-

ratsbeschluss erfolgt. 

Bei der Einleitung des Abwahlverfahrens durch zwei Möglichkeiten ist von 

Vorteil, dass die Initiative, einen Abwahlentscheid herbeizuführen, nicht 

ausschließlich auf die Unzufriedenheit der Gemeinderäte, welche insbe-

sondere mit dem Bürgermeister unmittelbar zusammenarbeiten müssen, 

sondern ebenso auf eine Unzufriedenheit der Bürgerschaft, welche unmit-

telbar den Bürgermeister in sein Amt gewählt hat, beruhen kann. Dagegen 

könnte man aber auch davon ausgehen, dass die Gemeinderäte, welche 

eine gewählte Interessenvertretung der Bürgerschaft darstellen, nicht nur 

nach eigener Auffassung, sondern im Sinne der Interessen der Gemein-

debürger eine Durchführung des Abwahlverfahrens beschließen. Ange-

sichts dessen erscheint der Bürgerentscheid als zusätzliche Form zur Ein-

leitung des Abwahlverfahrens, vor dem Hintergrund einer ohnehin bei den 

Bürgern liegenden endgültigen Abwahlentscheidung, entbehrlich. Hinzu 

kommt ebenfalls, dass eine Entscheidung über die Abwahl bei einem Bür-

gerbegehren aufgrund der Zeitintensivität einen vergleichsweise größeren 

Zeitraum umfasst, als lediglich ein Gemeinderatsbeschluss. Dennoch be-

steht bei der Möglichkeit, ein Abwahlverfahren allein durch den Beschluss 

der Gemeinderäte einzuleiten, auch ein Missbrauchsrisiko, indem die An-

drohung, eine Abwahl einzuleiten, als Druckmittel gegen den Bürgermeis-
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ter verwendet werden kann.137 Zudem beziehen die Gemeinderäte bei 

einer solchen Einleitung (wenn auch konkludent) Stellung zur Sachlage, 

wodurch die Bürger im weiteren Verfahren ihre Abwahlentscheidung zu-

mindest nicht unvoreingenommen treffen können. 

Bei Betrachtung des Bürgerbegehrens als weitere Einleitungsmöglichkeit, 

fällt auf, dass in Sachsen und Thüringen ein generelles Quorum festgelegt 

wurde. In Brandenburg hingegen ist die notwendige Mehrheit abhängig 

von der Gemeindegröße absteigend gestaffelt. Diese Staffelung berück-

sichtigt einerseits die steigende Anonymität in größeren Städten, welche 

sich erschwerend auf die Unterschriftensammlung auswirkt. Allerdings 

sorgt die unabhängig von der Gemeindegröße geltende Mehrheit für Ein-

fachheit und somit mehr Klarheit bei den für den Bürgerentscheid verant-

wortlichen Personen. Von Vorteil ist ebenso die Erforderlichkeit einer Be-

gründung des Bürgerbegehrens wie in Sachsen, da somit ein unüberleg-

tes Handeln verringert und dem Missbrauchsrisiko entgegengewirkt wird. 

Weiterhin beschränkt sich der Zeitraum zur Einreichung des Bürgerbegeh-

rens in Sachsen auf ein Jahr nach der schriftlichen Anzeige bei der Ge-

meinde. Vergleichsweise werden in Brandenburg nur die Unterschriften 

berückichtigt, welche innerhalb eines Monats vor Einreichung geleistet 

wurden. Den Mittelweg bildet Thüringen mit einer Sammlungsfrist von vier 

Monaten. Der Jahreszeitraum hat den Nachteil, dass das Einleitungsver-

fahren langwieriger ist, womit eine zeitliche Verzögerung des Abwahlent-

scheids einhergeht. Hinsichtlich des kürzeren Ein- bzw. Vier-

Monatszeitraumes haben die Bürger bei dem möglichen anschließenden 

Abwahlentscheid noch einen gegenwärtigen Bezug zur Abwahlthematik. 

Ferner ist der Gemeinderatsbeschluss im Rahmen des Einleitungsverfah-

rens in Sachsen an einen Antrag von einem Fünftel der Gemeinderäte 

oder von einer Fraktion gekoppelt. Diese Mehrheit ist im Vergleich zu den 

anderen Bundesländern am geringsten. Zudem muss der Antrag im Ge-

gensatz zu Brandenburg und Thüringen keiner Schriftform genügen. Es 

besteht somit keine große Hürde, um den Gegenstand auf die Tagesord-

nung zu nehmen. Dies erleichtert ein etwaiges voreiliges Handeln und ist 
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hier nachteilig zu werten. Ein höheres Quorum sowie die Schriftformerfor-

dernis des Antrages berücksichtigen dem gegenüber eine erforderliche 

Ernsthaftigkeit der Lage. 

Die niedrigeren Hürden für die Antragstellung in Sachsen werden im Hin-

blick auf das notwendige Quorum für den Gemeinderatsbeschluss relati-

viert, da die zur Einleitung des Abwahlverfahrens benötigte Mehrheit von 

drei Viertel aller Gemeinderäte in Sachsen und Sachsen-Anhalt am höchs-

ten ist. Dieses vergleichsweise höhere Quorum macht umso deutlicher, 

dass die Beschlussfassung einen weitreichenden parteiübergreifenden 

Konsens innerhalb des Gemeinderates zur Abwahlproblematik bedingt 

und nicht auf bloße persönliche Differenzen zwischen dem Bürgermeister 

und einzelnen Gemeinderatsmitgliedern abstellt.138 

Im Gegensatz zu den Regelungen in Sachsen und Mecklenburg-

Vorpommern bestimmen die Vorschriften in Brandenburg, Sachsen-Anhalt 

sowie Thürigen zwischen der Antragstellung und der Beschlussfassung 

die Einhaltung einer bestimmten Frist. Einerseits kann die Beachtung ei-

ner solchen Frist die Dauer des Einleitungsverfahrens unnötig verlängern, 

etwa wenn bei einem schwerwiegenden Fehlverhalten des Bürgermeisters 

der Vertrauensverlust so groß ist, dass ein Verbleib im Amt die Situation 

für alle Beteiligten erschwert. Andererseits ist die Frist jedoch hilfreich, um 

emotionsgeladene Gemüter zu beruhigen, die Sachlage objektiv zu reflek-

tieren und vor übereilten Entscheidungen zu schützen. 

Neben der grundsätzlichen Beschlussfassung des Gemeinderates in öf-

fentlicher Sitzung, besteht in Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern die 

Möglichkeit den Gemeinderatsbeschluss unter Ausschluss der öffentlich-

keit zu fassen. Dies ist insbesondere im Falle der Einleitung des Abwahl-

verfahrens anlässlich einer Verfehlung des Bürgermeisters von Vorteil. 

Gegenteilig spricht für eine Öffentlichkeit der Gemeinderatsitzung, dass 

insbesondere auch die Bürger, welche die Abwahlproblematik ebenso be-

trifft, sich eine eigene Meinung von dem Hintergrund bilden können, was 

die Gemeinderäte zu einer Einleitungsentscheidung bewogen hat. 
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Sowohl die Antragserfordernis beim Gemeinderatsbeschluss, als auch die 

in Sachsen vorgesehene vorherige Anzeige eines Bürgerbegehrens sowie 

der in Thüringen diesbezüglich zu stellende Zulassungsantrag bei der 

Gemeinde sorgen dafür, dass der betroffene Bürgermeister nicht mit ei-

nem plötzlichen Abwahlverfahren überrascht wird.139 

In Anbetracht dessen, dass die Abwahlvoraussetzungen für haupt- und 

ehrenamtliche Bürgermeister gleichermaßen gelten, jedoch dem ehren-

amtlichen Bürgermeister nach der Abwahl weder besoldungs-, noch ver-

sorgungsrechtliche Ansprüche zustehen, kann sich dies bei der Entschei-

dungsfindung des Gemeinderates nachteilig für den ehrenamtlichen Bür-

germeister auswirken. Die Tatsache, dass sich für Gemeinde nach der 

Abwahl keine finanziellen Verpflichtungen ergeben, kann dazu führen, 

dass die Entscheidung nicht ausreichend überdacht wird. Eine solche 

Konstellation würde die Einleitungswahrscheinlichkeit des Abwahlverfah-

rens erhöhen. 

Obwohl alle Bundesländer gemeinsam haben, dass die Abwahlentschei-

dung allein den Gemeindebürgern obliegt, ist das erforderliche Quorum in 

Sachsen im Vergleich zu den anderen Bundesländern am höchsten. Um-

gekehrt hat Brandenburg das niedrigste Quorum der ostdeutschen Bun-

desländer. Das niedrige Abwahlquorum hat den Nachteil, dass ein even-

tuelles Missbrauchsrisiko wegen der einfachen Hürde begünstigt wird. Die 

damit einhergehende „Austauschwahrscheinlichkeit“ für den Bürgermeis-

ter ist vergleichsweise höher, wodurch das Bürgermeisteramt als solches 

bei den potentiellen sich zur Wahl stellenden Kandidaten an Attraktivität 

verliert. Ungeachtet dessen ist ein ständiger Wechsel der Amtsinhaber 

nicht nur kostspielig, sondern auch nicht förderlich für die Entwicklung der 

Gemeinde sowie für eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit zum 

einen mit der Gemeindeverwaltung und zum anderen mit den Gemeinde-

räten. Zudem verzögert eine vermehrte Einarbeitung neuer Amtsinhaber 

die Geschäftsabläufe der Verwaltung. Vorteilig ist allerdings, dass die Ab-

wahl eines Amtsinhabers bei unzumutbaren Umständen erleichtert wird. 
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In Gegenüberstellung macht ein hohes Quorum für eine tatsächliche Ab-

wahl eine extreme Unzufriedenheit bei der Wählerschaft erforderlich140, 

wodurch unbedachte und einseitige Abwahlentscheidungen verhindert 

werden können. Es trägt folglich auch zu einer gewissen Kontinuität der 

Ausübung des Bürgermeisteramtes bei überwindbaren Problemlagen und 

Meinungsverschiedenheiten bei. Dagegen kann ein sehr hohes Doppel-

quorum zum Nachteil werden, wenn trotz einer offenkundigen auf Dauer 

gestörten Zusammenarbeit mit den Gemeinderäten der Abwahlentscheid 

aufgrund einer zu geringen Abstimmungsbeteiligung keinen Erfolg hat. Ein 

aus diesen Gründen gescheiterter Abwahlentscheid kann dazu führen, 

dass die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinderäten und dem Bür-

germeister neben dem ohnehin bestehenden Vertauensverlust zusätzlich 

erschwert wird. 

Anders als in Sachsen besteht in Brandenburg und Sachsen-Anhalt die 

Möglichkeit, dass der Bürgermeister auf eine Durchführung des Abwahl-

entscheides verzichten kann, wordurch einerseits aufgrund der Verkür-

zung des Verfahrens in vorteilhafter Weise Kosten- und Zeiteinsparungen 

die Folge sind.141 Zusätzlich können dadurch unnötige Anfeindungen und 

Beschuldigungen des Bürgemeisters vermieden werden. Andererseits 

nimmt der Bürgermeister die den Gemeindebürgern obliegende Abwahl-

entscheidung vorweg, sodass im Fall der Verzichtserklärung nicht klar ist, 

ob es tatsächlich zu einer Abwahl des Amtsinhabers gekommen wäre. 

Bezüglich der Befangenheit des Bürgermeisters erleichtert die Regelung 

einer ohnehin gegebenen Zuständigkeit des Wahlleiters die Einhaltung der 

formellen Verfahrensvorschriften. Fraglich ist jedoch, ob der Bürgermeister 

bei dem erforderlichen Quorum des Einleitungsbeschlusses (wie in Bran-

denburg und Thüringen) berücksichtigt werden sollte, wenn er sowieso 

aufgrund der Befangenheit von einer Mitwirkung bei der Beratung und Be-

schlussfassung ausgeschlossen ist. Dagegen spricht, dass dies, trotz der 

Behandlung des Themas im Gemeinderat, allein die (sich an den Bürger-

meister wendende) Entscheidung der Gemeinderäte ist. 
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Auch die Möglichkeit der Stellungnahme bzw. Aussprache, wie sie in 

Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern nicht vorgesehen ist, kann zum 

einen vorteilhaft sein, in dem eventuelle Missverständnisse aufgeklärt 

werden oder die Darlegung der beiderseitigen Auffassungen zu einer voll-

ends abgewogenen Entscheidung führen. Gleichzeitig kann eine Ausspra-

che auch nachteilig sein, etwa wenn Verfehlungen des Bürgermeisters 

Anlass zu angreifenden Beschuldigungen geben und ein dementspre-

chender Schutz dahingehend nicht besteht. 

Außer in Mecklenburg-Vorpommern wird bei allen ostdeutschen Bundes-

ländern die erhöhte ruhegehaltfähige Dienstzeit bei der Berechnung des 

erdienten Ruhegehalts bis zum Ablauf der Amtszeit berücksichtigt. Dies 

hat den Vorteil, dass der Bürgermeister, welcher der nicht zu begründen-

den rein politischen Abwahlentscheidung ausgesetzt ist, auch trotz seiner 

Abwahl finanziell gut abgesichert ist. Damit geht ebenso einher, dass das 

Bürgermeisteramt trotz Abwahlmöglichkeit wegen der finanziellen Absi-

cherung nicht an Attraktivität für potentielle Bürgermeisterkandidaten ver-

liert. Diese finanzielle Absicherung stellt dagegen allerdings eine erhebli-

che Mehrbelastung für die Gemeinde dar. Von Nachteil sind somit die 

Mehraufwendungen, die die Gemeinde und damit indirekt der Steuerzah-

ler für den abgewählten Bürgermeister aufbringen muss, obwohl dieser in 

seinem Amt nicht mehr tätig ist. 
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6 Konkrete Beispielfälle von Abwahlverfahren 

Um die Bedeutung der Abwahl in den einzelnen Bundesländern bewerten 

zu können, wurden zunächst die in den Jahren 2012 bis 2018 durchge-

führten Abwahlverfahren ermittelt und in einer Tabelle im Anhang 6 darge-

stellt. Allerdings ist hier zu beachten, dass die Tabelle (Anhang 6) auf teil-

weise unvollständigen Auskünften von Rechtsaufsichtsbehörden beruht, 

weshalb es sich bei dieser Darstellung lediglich um eine Tendenz handelt. 

Auf dieser Grundlage soll nun untersucht werden, ob ein möglicher Zu-

sammenhang zwischen den rechtlichen Rahmenbedingungen und den 

bereits durchgeführten Abwahlverfahren besteht. 

So könnte man annehmen, dass dort, wo die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen eine hohe Hürde für die Abwahl darstellen, die Anzahl der erfolg-

reichen Abwahlverfahren vergleichsweise geringer und Anzahl der erfolg-

losen Abwahlverfahren höher sein müsste. 

Umgekehrt müsste bei niedrigeren Hürden die Anzahl der erfolgreichen 

Abwahlverfahren vergleichsweise höher und Anzahl der erfolglosen Ab-

wahlverfahren geringer sein. 

Betrachtet man zuerst die Einleitungsverfahren, lässt sich feststellen, dass 

in Mecklenburg-Vorpommern als Bundesland mit dem niedrigsten Quorum 

alle Begehren, ein Abwahlverfahren einzuleiten, erfolgreich waren. Glei-

ches ist auch in Sachsen-Anhalt ersichtlich, wo hingegen jedoch das Quo-

rum für die Einleitung eines Abwahlverfahrens am höchsten ist. Obwohl 

neben Sachsen-Anhalt in Sachsen ebenfalls die höchste Hürde zu über-

winden ist, überwiegt, wie auch in Brandenburg und Thürigen, die Anzahl 

der erfolgreichen Einleitungsverfahren gegenüber den erfolglosen. 

Zudem sind die Gründe für das Scheitern der Einleitungsverfahren unter-

schiedlich. Einerseits kommt es gar nicht erst zur Beschlussfassung des 

Gemeinderates, da der zuvor gestellte Abwahlantrag zurückgezogen wird 

oder andererseits wird die erforderliche Mehrheit beim Einleitungsbe-

schluss nicht erreicht. 

Hinsichtlich der gescheiterten Einleitungsverfahren in Sachsen, Branden-

burg und Thüringen lässt sich außerdem beobachten, dass das Einlei-
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tungsbegehren allein vom Gemeinderat und nicht durch ein Bürgerbegeh-

ren ausgelöst wurde. 

Ausgehend von den erfolgreichen Einleitungsverfahren können sodann 

die eigentlichen Abwahlverfahren beleuchtet werdern. Hierbei ist erkenn-

bar, dass sowohl im Bundesland Sachsen, als auch in Mecklenburg-

Vorpommern, welches nach Sachsen vergleichsweise die zweithöchste 

Hürde verlangt, alle erfolgreich eingeleiteten Abwahlverfahren an dem für 

eine Abwahl des Bürgermeisters geforderten Quorum scheiterten. 

Außer in Sachsen-Anhalt, wo alle eingeleiteten Abwahlverfahren auch er-

folgreich waren, ist in den anderen ostdeutschen Bundesländern Bran-

denburg und Thüringen die Anzahl der erfolgreichen Abwahlverfahren 

vergleichsweise höher als die Anzahl der erfolglosen Abwahlverfahren. 

Diese Bundesländer verfügen im Vergleich zu Sachsen und Mecklenburg-

Vorpommern über ein geringeres Abwahlquorum, wobei die Anforderun-

gen, die an einen erfolgreichen Abwahlentscheid gestellt werden, in Bran-

denburg am geringsten sind. 

Folglich ist insgesamt zu erkennen, dass die Anzahl der Versuche, von 

der Abwahl Gebrauch zu machen, bei einer hohen Hürde und der damit 

einhergehenden höheren Hemmschwelle geringer sind. 

Ungeachtet dessen, dass die Angaben zu den Abwahlverfahren im ange-

gebenen Zeitraum möglicherweise unvollständig sind, kann schließlich 

zwar eine grobe Tendenz, jedoch kein direkter verallgemeinerbarer Zu-

sammenhang zwischen den bestehenden rechtlichen Anforderungen und 

den angestrebten bzw. durchgeführten Abwahlverfahren abgeleitet wer-

den. Niedrige Hürden wirken zwar begünstigend für den Erfolg eines Ab-

wahlverfahrens, dennoch sollte jedes Abwahlverfahren einzeln betrachtet 

werden. Ob das Abwahlverfahren erfolgreich ist, hängt vielmehr von der 

Unzufriedenheit der Gemeinderäte und Bürger ab, welche von der politi-

schen Situation der jeweiligen Gemeinde, bestehenden Problemen und 

der individuellen Person des Bürgermeisters beeinflusst wird. 

Ergänzend dazu ist vor allem in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thü-

ringen ersichtlich, dass es sich bei den angestrebten bzw. durchgeführten 

Abwahlverfahren um mehrere Gemeinden desselben Landkreises handelt. 
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Grund hierfür sind zum einen ähnliche regionale Probleme und zum an-

dern das Aufgreifen positiver Erfahrungen bekannter Abwahlverfahren. 

Des Weiteren lassen sich die durchgeführten Abwahlverfahren nach 

Haupt- und Ehrenamt unterscheiden. Infolge der Betrachtung der rechtli-

chen Konsequenzen, die sich aus der Abwahl eines Bürgermeisters erge-

ben, könnte die Vermutung entstehen, dass die Hemmschwelle, einen 

ehrenamtlichen Amtsinhaber abzuwählen wegen des Nichtbestehens 

eventueller besoldungs- und versorgungsrechtlicher Verpflichtungen der 

Gemeinde, niedriger ist. Demzufolge müsste die Anzahl der Einleitungs- 

bzw. Abwahlverfahren bezüglich ehrenamtlicher Bürgermeister ingesamt 

höher sein, als die der Abwahlverfahren, welche gegen hauptamtliche 

Bürgermeister eingeleitet wurden. Diese Vermutung kann anhand der vor-

liegenden Daten zwar auf den ersten Blick bestätigt werden, indem sich 

von den insgesamt 29 Abwahlbegehren 15 gegen einen ehrenamtlichen 

und 14 gegen einen hauptamtlichen Bürgermeister richten, allerdings vari-

iert das Verhältnis von haupt- und ehrenamtlichen Amtsinhabern in den 

einzelnen Bundesländern unterschiedlich. Ein möglicher bewusster Zu-

sammenhang ist dahingehend ebenfalls nicht nachzuweisen. 
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7 Schlussfolgerungen 

Im Ergebnis der vorliegenden Arbeit lässt sich abschließend ableiten, dass 

die einzelnen ostdeutschen Bundesländer teilweise sehr verschieden von 

ihrer Gesetzgebungskompetenz hinsichtlich der Abwahl eines Bürgermeis-

ters i. R. d. Kommunalrechts Gebrauch gemacht haben. Einerseits ähneln 

sich sowohl die Voraussetzungen hinsichtlich des zweistufigen Aufbaus 

sowie des groben Verfahrens, als auch die beamtenrechtlichen Konse-

quenzen, welche sich aus einer erfolgreichen Abwahl für den Bürgermeis-

ter ergeben. Andererseits bestehen auch Abweichungen vor allem in der 

Einleitungsmöglichkeit, bei den jeweils erforderlichen Quoren, der Form 

der Beschlussfassung, den Zuständigkeiten und Fristen, der Möglichkeit 

zur Stellungnahme sowie zur Abgabe einer Verzichtserklärung, der Betei-

ligung der Rechtsaufsichtsbehörde und dem Zeitpunkt des Ausscheidens 

aus dem Amt. 

Hinsichtlich der Voraussetzungen bzw. Anforderungen, die an das Einlei-

tungs- und Abwahlverfahren gestellt werden, ließ sich feststellen, dass in 

Sachsen für eine erfolgreiche Abwahl die höchsten Hürden zu bewältigen 

sind. 

Infolge des rechtlichen Vergleichs der einzelnen Abwahlregelungen und 

der Betrachtung der jeweiligen Vor- und Nachteile komme ich zu dem Ent-

schluss, dass bezüglich der sächsischen Abwahlvorschriften lediglich ein 

geringfügiger Änderungsbedarf besteht. 

Dieser Änderungsbedarf bezieht sich insbesondere auf die Regelung ei-

nes Fristerfordernisses im Einleitungsverfahren durch den Gemeinderat. 

Dabei könnte man sich an die Rechtslage in Thüringen orientieren, welche 

zwischen der Antragstellung und Beratung sowie der Beschlussfassung 

eine Frist von mindestens 14 Tagen fordert. Diese Frist bewirkt zwar eine 

geringe zeitliche Verzögerung des Verfahrens, gleichwohl werden dadurch 

aber von Emotionen beinflusste sowie übereilte Entscheidungen vermie-

den. 

Aufgrund der Befangenheit des Bürgermeisters während des gesamten 

Einleitungs- und Abwahlverfahrens muss immer wieder der Auschluss von 

der Mitwirkung am Verfahren berücksichtigt werden. Deshalb ist es mitun-
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ter hilfreich, auch um formelle Verfahrensfehler zu vermeiden, im Falle der 

Abwahl die Zuständigkeit, etwa bei öffentlichen Bekanntmachungen, von 

vornherein nicht dem Bürgermeister (und somit dessen Stellvertreter), 

sondern einem Wahl- bzw. Abstimmungsleiter zu übertragen. 

Obwohl eine generelle Aussprache zum Schutz des Bürgermeisters nicht 

vorgesehen ist, ist es aus meiner Sicht jedoch sinnvoll, es zusätzlich dem 

Gemeinderat zu überlassen, ob er dem Bürgermeister dennoch Gelegen-

heit zur Stellungnahme geben möchte, wie es in Sachsen-Anhalt vorgese-

hen ist. 

Im Übrigen sehe ich keinen Bedarf zur Verbesserung der sächsischen 

Bestimmungen zur Abwahl. Besonders das hohe Quorum sowohl im Ein-

leitungs-, als auch im Abwahlverfahren ist in Bezug auf das Miss-

brauchsrisiko von Vorteil. Ein erfolgreiches Abwahlverfahren trotz dieser 

hohen Hürde zeigt letztenendes von einer hohen Qualität der Abwahlent-

scheidung, da diese unzumutbare Umstände und eine damit einherge-

hende generelle Unzufriedenheit bedingt. 

In Auswertung der Untersuchung, ob die ermittelten Daten zu den Ab-

wahlverfahren in den Jahren 2012 bis 2018 mit den betrachteten Abwahl-

voraussetzungen in Verbindung gebracht werden können, ließ sich zwar 

eine grobe Tendenz, jedoch kein direkter Zusammenhang zwischen den 

rechtlichen Rahmenbedingungen und den angestrebten bzw. erfolgten 

Abwahlverfahren feststellen. Es zeigte sich einerseits bei niedrigeren Hür-

den eine größere Anzahl an erfolgreichen Abwahlverfahren. Andererseits 

kann das Abwahlverhalten nicht auf die rechtlichen Rahmenbedingungen 

reduziert werden, sondern wird von individuellen Verhältnissen in der Ge-

meinde bestimmt. Da folglich jedes Abwahlverfahren im Einzelnen be-

trachtet werden sollte, lässt sich schließlich keine verallgemeinerbare 

Aussage ableiten. 
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Fazit 

1. Alle ostdeutschen Bundesländer haben die Möglichkeit ihren Bür-
germeister vorzeitig abzuwählen. Dabei bezieht sich die Abwahl-
möglichkeit sowohl auf ehren-, als auch auf hauptamtliche Amtsin-
haber. 

2. In allen ostdeutschen Bundesländern besteht die Abwahl aus einem 
zweistufigen Verfahren. 

3. In allen ostdeutschen Bundesländern kann die eigentliche Abwahl 
des Bürgermeisters allein durch die Gemeindebürger in Form eines 
Bürger- bzw. Abwahlentscheides erfolgen. 

4. Die für den Bürger- bzw. Abwahlentscheid erforderlichen Quoren 
unterscheiden sich in allen ostdeutschen Bundesländern. 

5. Die Einleitung des Abwahlverfahrens erfolgt in allen ostdeutschen 
Bundesländern durch Gemeinderatbeschluss. 

6. Zusätzlich zum Einleitungsbeschluss durch den Gemeinderat sehen 
Sachsen, Brandenburg und Thüringen mit dem Bürgerbegehren ei-
ne weitere Möglichkeit zur Einleitung des Abwahlverfahrens vor. 

7. In Brandenburg und Sachsen-Anhalt gilt der Bürgermeister als ab-
gewählt, wenn er einen Verzicht auf die Durchführung eines Bürger-
entscheides erklärt. 

8. Der Zeitpunkt, mit welchem der Bürgermeister nach einer erfolgrei-
chen Abwahl aus dem Amt scheidet, unterscheidet sich in den ost-
deutschen Bundesländern. 

9. Die beamtenrechtlichen Konsequenzen einer erfolgreichen Abwahl 
sind in allen ostdeutschen Bundesländern grundsätzlich identisch. 
Indem Mecklenburg-Vorpommern keine Erhöhung der ruhegehaltfä-
higen Dienstzeit vorsieht, besteht hierzu die einzige geringfügige 
Abweichung. 
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Anhang 2: Gliederung der Gemeinden in Brandenburg 

In Brandenburg lassen sich die Gemeinden nach § 1 Abs. 1 S. 4 BbgK-
Verf in kreisangehörige Gemeinden bzw. Städte und kreisfreie Städte 
unterteilen. 

Die Gemeinden, welche einem Landkreis angehören (kreisangehörige 
Gemeinden), können dabei entweder amtsangehörig oder amtsfrei sein. 

Amtsfreie Gemeinden besitzen eine hauptamtliche Verwaltung in eige-
ner Zuständigkeit.142 

Gemeinden, die sich zur Erledigung ihrer Verwaltungsgeschäfte zu ei-
nem Amt zusammenschließen, werden amtsangehörige Gemeinden 
genannt. Sie übertragen folglich dem Amt, dem sie angehören, die Auf-
gaben einer hauptamtlichen Verwaltung, da ihnen eine solche Aufga-
benwahrnehmung aufgrund ihrer Gemeindegröße und der damit ein-
hergehenden Leistungsfähigkeit meist nicht möglich ist.143 

Ein Amt ist eine eigene aus mindestens drei bis sechs (amtsangehöri-
gen) Gemeinden bestehende Körperschaft des öffentlichen Rechts  
(§ 133 Abs. 1 und 2 BbgKVerf), welche die ihr übertragenen Aufgaben  
i. S. d. § 135 BbgKVerf erfüllt. 

Die amtsfreien Gemeinden, welche keinem Landkreis angehören, wer-
den auch als kreisfreie Städte bezeichnet. Sie haben eine besondere 
Stellung und nehmen zusätzlich zu ihren eigenen auch die Aufgaben 
eines Landkreises wahr (§ 1 Abs. 2 BbgKVerf).144 

  

                                            
142

 Vgl. Brandenburgische Landeszentrale für politische Bildung: Stadt, Kreis, Land : 
Gemeinden und Gemeindearten. o. J., URL: https://www.politische-bildung-
brandenburg.de/themen/kommunalpolitik/stadt-kreis-land, Stand vom 19.03.2018, 
14:01 Uhr. 
143

 Vgl. ebenda. 
144

 Vgl. Brandenburgische Landeszentrale für politische Bildung: Stadt, Kreis, Land : 
Kreisfreie Städte und kreisangehöriger Raum. o. J., URL: https://www.politische-
bildung-brandenburg.de/themen/kommunalpolitik/stadt-kreis-land, Stand vom 
19.03.2018, 14:37 Uhr. 



 

 XIV 

Anhang 3: Gemeindearten in Sachsen-Anhalt 

Neben den Landkreisen gibt es in Sachsen-Anhalt auch kreisfreie Städ-
te nach § 12 Abs. 2 KVG LSA, welche aufgrund ihrer hohen Einwoh-
nerzahl die Rechtsstellung eines Landkreises haben. 

Ferner gehören einem Landkreis gemäß § 12 Abs. 1 S. 1 KVG LSA 
kreisangehörige Gemeinden und Verbandsgemeinden an. Kreisange-
hörige Gemeinden sind wiederum Einheitsgemeinden und Mitgliedsge-
meinden von Verbandsgemeinden (§ 12 Abs. 1 S. 2 KVG LSA). 

Einheitsgemeinden haben nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Grundsätze der Neugliederung der Gemeinden im Land Sachsen-
Anhalt (GemNeuglGrG)145 eine Einwohnerzahl von mindestens 8.000 
bzw. 10.000 und gehören keiner Verbandsgemeinde an, d. h. sie erfül-
len ihre Aufgaben in eigener Kompetenz. 

Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden sollen gemäß § 2 Abs. 7 
S. 4 GemNeuglGrG zum Zeitpunkt des Entstehens der Verbandsge-
meinde aus mindestens 1.000 Einwohnern bestehen. Aus Gründen der 
Leistungsfähigkeit geben die Mitgliedsgemeinden nicht nur Aufgaben zu 
deren Erfüllung durch die Verbandsgemeinde, sondern gleichzeitig 
auch bestimmte Kompetenzen an die Verbandsgemeinde ab. 

Die Verbandsgemeinde an sich ist gemäß § 89 Abs. 1 KVG LSA eine 
eigene aus drei bis acht Mitgliedsgemeinden bestehende Gebietskör-
perschaft mit mindestens 10.000 Einwohnern (§ 2 Abs. 7 S. 1 Gem-
NeuglGrG). Laut § 91 Abs. 1 KVG LSA besteht der Zweck der Ver-
bandsgemeinde in der Erfüllung der ihr nach § 90 KVG LSA obliegen-
den und von Mitgliedsgemeinden übertragenen Aufgaben im eigenen 
Namen. 

  

                                            
145

 Gesetz über die Grundsätze der Neugliederung der Gemeinden im Land Sachsen-
Anhalt (Gemeindeneugliederungs-Grundsätzegesetz - GemNeuglGrG) vom 14. Feb-
ruar 2008, verkündet als Artikel 1 des Begleitgesetzes zur Gemeindegebietsreform 
vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 26. Mai 2009 (GVBl. LSA S. 238, 255). 
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Anhang 4: Gemeindearten in Mecklenburg-Vorpommern 

Die Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern können gemäß § 7 Abs. 1 
KV M-V in kreisangehörige, große kreisangehörige und kreisfreie Städ-
te unterschieden werden. 

Während die kreisfreien Städte keinem Landkreis angehören, werden 
die kreisangehörigen sowie die großen kreisangehörigen Gemeinden 
einem Landkreis zugeordnet. 

Die kreisfreien Städte sind gleichzeitig amtsfreie Gemeinden und haben 
nach § 7 Abs. 3 S. 2 KV M-V bei ihrer Aufgabenerfüllung den Status 
eines Landkreises. 

Die großen kreisangehörigen Gemeinden sind nach § 7 Abs. 2 S. 2 KV 
M-V ebenfalls amtsfrei, nehmen allerdings, im Gegensatz zu den kreis-
angehörigen Gemeinden, zusätzlich gesetzlich zugewiesene Aufgaben 
wahr. 

Die kreisangehörigen Gemeinden können entweder amtsfreie oder 
amtsangehörige Gemeinden sein. 

Amtsfreie Gemeinden werden selbstständig und hauptamtlich verwaltet 
(§ 125 Abs. 4 und 5 KV M-V). 

Amtsangehörige Gemeinden hingegen haben keine selbstständige 
Verwaltung. Sie übertragen, vor allem wegen ihrer geringen Leistungs-
fähigkeit, die Kompetenz zur Erfüllung bestimmter Verwaltungsaufga-
ben an ein Amt, welchem sie angehören. 

Ämter bestehen folglich aus höchstens zehn Gemeinden und verfügen 
insgesamt über eine Einwohnerzahl von mindestens 6.000 (§ 125  
Abs. 3 KV M-V). Sie bilden gemäß § 125 Abs. 1 KV M-V eine eigen-
ständige Körperschaft des öffentlichen Rechts. Ämter nehmen die Auf-
gaben der amtsangehörigen Gemeinden im Rahmen der ihnen übertra-
genen Kompetenzen i. S. d. § 127 KV M-V wahr und haben diesbezüg-
lich eine eigene Verwaltung. 

Verzichtet das Amt allerdings auf die Einrichtung einer eigenen Verwal-
tung, ist nach § 126 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 KV M-V eine größere amtsange-
hörige Gemeinde zu bestimmen, welche sich zur Verwaltung des Amtes 
verpflichtet und demnach als geschäftsführende Gemeinde bezeichnet 
wird. 
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Anhang 5: Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Abwahlrege-
lungen der ostdeutschen Bundesländer 

Die nachfolgende Tabelle berücksichtigt ausschließlich die Abwahlrege-
lungen bezüglich der direkt gewählten Bürgermeister. 
 

Bundesland/ 
Kriterium 

Sachsen 
Branden-

burg 
Sachsen-

Anhalt 
Thüringen 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Form d. Amts-
ausübung 

hauptamtliche und ehrenamtliche Amtsausübung möglich 

Amtszeit  

hauptamtl. BM 
7 Jahre 

8 Jahre 
7 Jahre 6 Jahre 

7-9 Jahre 

ehrenamtl. BM 5 Jahre 5 Jahre 

Status d. BM  

hauptamtl. BM Beamter auf Zeit 

ehrenamtl. BM 
Ehren-

beamter auf 
Zeit 

- Ehrenbeamter auf Zeit 

Möglichkeit der 
Abwahl 

ja 
ja, sog.  

Abberufung 

Stufen d. Abwahl 2 Stufen 

Abwahlvoraus-
setzungen bei 

Haupt- u.  
Ehrenamt 

gleich 
unterschied-

lich 
gleich 

Sachvorausset-
zung für Abwahl 

nicht erforderlich 

Einleitungs-
verfahren 

2 Formen 1 Form 

1. Form 
Beschluss d. 
Gemeinde-

rates 

Beschluss d. 
Gemeinde-
vertretung 

Beschluss des Gemeinderates 
Beschluss d. 
Gemeinde-
vertretung 

Voraussetzung 

Antrag v. ei-
nem Fünftel d. 
Gemeinderäte 

oder einer 
Fraktion  

schriftl. Antrag 
v. mehr als 
der Hälfte d. 
gesetzl. Mit-
gliederzahl d. 
Gemeindever-

tretung 

Antrag v. 
mind. zwei 
Drittel der 

Mitglieder d. 
Gemeinde-

rates 

schriftl. Antrag 
v. einem Viertel 
d. Gemeinde-
ratsmitglieder 

oder einer Frak-
tion 

Antrag v.  
einem Mitglied 
oder während 
d. Sitzung v. d. 
Mehrheit aller 
Mitglieder d. 

Gemeindever-
tretung 

Frist zwischen 
Antragstellung u. 

Beschlussfassung 
- 

mind. 1 und 
höchstens 3 

Monate 
mind. 3 Tage 

mind. 14 Tage 
(zw. Beratung 
u. Beschluss-

fassung) 

- 
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Bundesland/ 
Kriterium 

Sachsen 
Branden-

burg 
Sachsen-

Anhalt 
Thüringen 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Quorum für  
Beschluss 

drei Viertel der 
Stimmen aller 
Gemeinderäte 

zwei Drittel d. 
gesetzl. Mit-

glieder d. 
Gemeinde-
vertretung 

drei Viertel d. 
Mitglieder d. 
Gemeinde-

rates, welche 
nicht befan-

gen sind 

zwei Drittel d. 
Gemeinderats-

mitglieder 

zwei Drittel aller 
Mitglieder d. 

Gemeindever-
tretung (ohne 

BM) 

Form der Abstim-
mung 

geheim;  
alternativ of-
fen, sofern 

kein Mitglied 
widerspricht 

offen 
offen, sofern keine geheime  
Abstimmung beantragt wird 

Art d. Gemeinde-
ratsitzung 

öffentlich 
grds. öffentlich, ggf. nicht öffent-

lich 

2. Form Bürgerbegehren - Bürgerbegehren - 

Quorum 

Mehrheit von 
mind. einem 

Drittel der 
Bürger; jedoch 
nicht weniger 
als ein Fünftel 

d. Wahlbe-
rechtigten 

Mehrheit ist 
abhängig von 
Gemeinde-

größe gestaf-
felt: Quorum 
sinkt bei stei-
gender Ein-
wohnerzahl, 
jedoch nicht 
weniger als  

15 % d. Wahl-
berechtigten 

- 

Mehrheit von 
mind. 35 % der 

stimm-
berechtigten 

Bürger 

- 

Abstimmungs-
berechtigung 

Bürger der Gemeinde, die im 
Wählerverzeichnis eingetra-

gen sind oder über einen 
Wahlschein verfügen  

(einschließl. BM, sofern er 
Bürger der Gemeinde ist) 

- 
siehe Sachsen 
und Branden-

burg 
- 

Zeitraum 

Einreichung 
bis 1 Jahr 

nach schriftl. 
Anzeige bei 
Gemeinde 

Unterschriften 
innerhalb ei-
nes Monats 
vor Einrei-

chung beim 
Wahlleiter 

- 

Sammlungsfrist 
von 4 Monaten 
nach festgeleg-

tem Beginn 

- 

Inhalt 

Vertrauenspersonen 

- 
keine konkreten 

Vorgaben 
- 

mit „ja“ oder 
„nein“  

zu beant-
wortendender 

Entschei-
dungsvor-

schlag,  
Begründung 

Überschrift 
(Benennung 
des Ziels), 

keine  
Begründung 

Feststellung der 
Zulässigkeit 

durch  
Gemeinderat 

durch  
Gemeinde-
vertretung 

- 
durch  

Gemeinderat 
- 
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Bundesland/ 
Kriterium 

Sachsen 
Branden-

burg 
Sachsen-

Anhalt 
Thüringen 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Abwahlverfahren 1 Form 

Form der Abwahl 
Abwahl-

entscheid 
Bürger-

entscheid 
Abwahl 

entscheid 
Bürgerentscheid 

Festlegung  
Abstimmungstag 

durch 
Gemeinderat 

durch 
Gemeinde-
vertretung 

durch 
Gemeinderat 

durch RAB 
durch  

Gemeinde-
vertretung 

Bekanntgabe Ab-
stimmungstag 

durch  
Gemeinde 

durch Wahlleiter durch Gemeinde 

Quorum 

Mehrheit der 
gültigen 

Stimmen, 
dabei muss 

Mehrheit 
mind. 50 % 
der Bürger 
betragen 

Mehrheit der 
abstimmen-

den Personen, 
dabei muss 

Mehrheit 
mind. ein Vier-
tel der wahl-
berechtigten 

Personen 
betragen 

Mehrheit der gültigen Stimmen, 
dabei muss Mehrheit mind. 30 
% der wahlberechtigen Perso-

nen betragen 

Mehrheit v. zwei 
Drittel d. gülti-
gen Stimmen, 
dabei muss 

Mehrheit mind. 
ein Drittel der 
Stimmberech-
tigten betragen 

Abstimmungs-
berechtigung 

Bürger der Gemeinde, die im Wählerverzeichnis eingetragen sind oder über einen 
Wahlschein verfügen (einschließl. BM, sofern er Bürger der Gemeinde ist) 

zur Abstimmung 
gestellte Frage 

Beantwortung ausschließlich mit „ja“ oder „nein“ 

Verzichtserklärung 
des BM 

nicht möglich 
nur bei haupt-
amtl. BM mög-

lich 

bei beiden 
Amtsaus-
prägungen 

möglich 

nicht möglich 

Zuständigkeit bei 
Feststellung sowie 

öffentl.  
Bekanntgabe d. 
Abstimmungs-
ergebnisses 

Feststellung durch Wahlausschuss 
Feststellung durch  

Abstimmungsausschuss 

Bekanntgabe 
durch Ge-

meinde 

Bekanntgabe durch  
Wahlleiter 

Bekanntgabe durch Gemeinde 

Befangenheit des 
BM 

im  
Einleitungs- u. 
Abwahlverfah-

ren 

hauptsächlich im  
Einleitungsverfahren 

im  
Einleitungs- u. 

Abwahl-
verfahren 

Möglichkeit der 
Stellungnahme/ 

Aussprache 
nein 

ja, sofern kein 
Verzicht er-
klärt wurde 

grds. nein; 
liegt aber in d. 
Entscheidung 
d. Gemeinde-

rates 

ja nein 

Beteiligung RAB - - - ja ja  



 

 XIX 

Bundesland/ 
Kriterium 

Sachsen 
Branden-

burg 
Sachsen-

Anhalt 
Thüringen 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Rechtsfolge der 
Abwahl 

Ausscheiden aus dem Amt 

wenn Wartezeit 
(5 Jahre) erfüllt, 

dann Verset-
zung in d. 

einstweiligen 
Ruhestand, 

sonst Abwahl-
verhältnis 

beamtenrechtl. 
Konsequenzen d. 

Abwahl  
bei Haupt- u. Eh-

renamt 

unterschiedlich 

Zeitpunkt d. Aus-
scheidens aus 
dem Amt bzw.  

der Versetzung in 
d. einstweiligen 

Ruhestand 

mit Ablauf d. Tages der Fest-
stellung d. Abwahl 

mit Ablauf d. 
Tages d. Be-

kanntgabe der 
Abwahl mit Ablauf d. 

Tages, an dem 
die RAB die 

Abwahl feststellt 

mit dem Tag 
nach der 

Bekanntgabe 
der Abwahl 

- 

oder mit Ab-
lauf d. Tages, 

an dem d. 
Verzicht er-
klärt wird 

oder mit Ab-
lauf d. Tages, 

an dem d. 
Verzichtser-
klärung zu-

geht 

beamtenrechtl.  
Konsequenz d. 

Abwahl  
 

für ehrenamtl. BM 
weder besoldungs- noch versorgungsrechtl. 

Ansprüche 

grds. keine 
Besoldung und 

Versorgung, 
aber ggf. 
Ehrensold 

weder besol-
dungs- noch 
versorgungs-

rechtl. 
Ansprüche 

für hauptamtl. BM 
zuerst besoldungsrechtl. Anspruch und anschließend  

versorgungsrechtl. Ansprüche 

Höhe +  
Umfang d.  

besoldungsrechtl. 
Anspruchs 

für den Monat, in welchem dem BM die Abwahl bzw. Versetzung  
mitgeteilt wurde 

und für die 3 folgenden Monate Besoldung in voller Höhe (welche dem BM am 
Tag vor der Abwahl zw. Versetzung zustand) 

Höhe +  
Umfang d.  

versorgungsrechtl. 
Ansprüche 

während der ersten 5 Jahre ein erhöhtes Ruhegehalt  
(71,75 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus Endstufe d. Besoldungs-

gruppe, in welcher sich d. BM zur Abwahl bzw. Versetzung befand)  

danach bis zum Ablauf der Amtszeit ein erdientes Ruhegehalt  
(1,79375 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für jedes Jahr ruhegehaltfähiger 

Dienstzeit; aber insgesamt mind. 35 % und höchstens 71,75 %) 

Berechnung d. 
ruhegehalt-fähigen 

Dienstzeit 

Berücksichtigung d. Zeitraums, in dem d. BM 
das erhöhte Ruhegehalt erhält 

keine Erhöhung d. ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit 
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Anhang 6: Abwahlverfahren von haupt- und ehrenamtlichen Bür-
germeistern in den Jahren 2012 bis 2018 
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